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Internationaler Kommunimus - heute
Die Komintern als einheitliche Weltpartei mit Befehlsgewalt gegenüber ihren Sektie--= den nationalen 
kommunistischen Parteien, gehört ebenso der Vergangenheit an wie die folgende Period der strengen Herr-
schaft Stalins über die „Bruderparteien", in der das Kominform nur ein Anhängsel der KPdSU mit der Auf-
gabe war, die Moskauer Linie in aller Welt bekannt zu machen.
Die Lage im internationalen Kommunismus von heute ist gekennzeichnet durch die Probleme der „führen-
den Rolle der KPdSU", der Gründung einer neuen Internationale, der bi- und multilateralen Konferenzen, 
des Verhältnisses zwischen der sowjetischen zur chinesischen Partei und der wahren Bedeutung der Bera-
tungen vom November 1960.

Die führende Rolle der KPdSU und der Sowjetunion
Als Stalin auf dem Gipfel seiner Macht stand, 

war die Einstellung zur KPdSU und zur Sowjet-
union der Prüfstein für den proletarischen Inter-
nationalismus genannt worden. Damit hatte 
Stalin die „führende Rolle“ der KPdSU als ein 
Dogma durchgesetzt, das dieser Partei die Be-
fugnis verlieh, die nationalen kommunistischen 
Parteien zu leiten und zu kontrollieren. Noch 
zur Zeit des XX. Parteitages war die führende 
Rolle der KPdSU für Chruschtschow so selbst-
verständlich, daß er Linienänderungen, wie die 
Herabsetzung Stalins oder die Lehre von der 
Vermeidbarkeit von Kriegen verkündete, ohne 
die Bruderparteien zu konsultieren. Nadi dem 
XX. Parteitag übergingen sowjetische Stellen, 
insbesondere die Sowjetregierung in ihrer Er-
klärung vom 30. Oktober 1956 zunächst die 
Frage, ob die KPdSU die „führende Rolle“ noch 
einnehme. M. A. Suslow erklärte in seiner Rede 
zum 39. Jahrestag der Oktoberrevolution ledig- 
lich, einige Grundzüge der sowjetischen Revolu-
tion hätten internationale Bedeutung. Dagegen 
setzte — offensichtlich auf Kommando — gegen 
Ende November 1956 in den Satellitenparteien 
eine Kampagne ein, die dazu dienen sollte, das 
lädierte Ansehen der KPdSU wiederherzustellen 
und ihr die führende Rolle zu sichern, die sie 
nach wie vor beanspruchte. Im Bericht des Po-
litbüros der sowjetzonalen SED an das 29. Ple-
num des Zentralkomitees dieser Partei (12. bis 
14. 11. 1956), der erst am 28. November 1956 
im Zuge dieser Kampagne veröffentlicht wurde, 
hieß es: . Wir anerkennen die führende
Rolle der KPdSU unter allen kommunistischen

und Arbeiterparteien“1). Der tschechoslowa-
kische stellvertretende Ministerpräsident Vaclav 
Kopecky hob bei einer Gedenkrede für Gottwald 
die Gottwaldsche Losung Mit der Sowjetunion 
auf ewige Zeiten mehrmals in auffälliger Weise 
hervor2). Zur gleichen Zeit betonten die bul-
garischen Kommunisten, die Erfahrungen der 
Sowjetunion hätten für sie richtunggebende Be-
deutung 3). Der getreue Stalinist Enver Hodscha 
lag genau auf der Linie des Jahres 1949, wenn 
er auf dem Plenum des Zentralkomitees der 
albanischen Partei der Arbeit (13. bis 16. Feb-
ruar 1957) sagte 45):

1) Vgl. Neues Deutschland, Ostberlin, vom 28. 
November 1956. Unter den Moskau-Anhängern 
kann insofern noch differenziert werden, als sich 
sagen läßt, daß die treuesten neben der führenden 
Rolle der Sowjetunion auch die der KPdSU beson-
ders hervorzuheben pflegen.

2) Vgl. Rude pravo, Prag, vom 23. November 
1036, zitiert nach Ostprobleme 1956, S. 1766.

3) Rabotnitschesko delo, Sofia, vom 27. Novem-
ber 1956; zitiert nach Ostprobleme 1956, S. 1766.

4) Vgl. „Aus der internationalen Arbeiterbewe-
gung“, Ostberlin, Nr. 6/1957, S. 22f.

5) Humanitä, Paris, vom 21. November 1956» 
zitiert nach Ostprobleme 1957, S. 10.

„Die Erfahrungen der letzten Ereignisse be-
stätigen erneut, daß die Einstellung einer Per-
son, einer Partei oder eines Staates zur Sowjet-
union, die Bewertung der internationalen Rolle 
der Sowjetunion, im sozialistischen Lager und in 
der kommunistischen Bewegung überhaupt, die 
Bewertung des universellen Charakters der so-
wjetischen Erfahrungen besser als jeder andere 
Maßstab die politische und ideologische Haltung 
der betreffenden Person, der betreffenden Par-
tei oder des betreffenden Staates gegenüber dem 
Marxismus-Leninismus charakterisieren. “

Der französische Kommunist Raymond Guyot 
bezeichnete in seinem Bericht an das Zentral-
komitee des PCF die Haltung zur Sowjetunion 

und zur KPdSU als eine Prinzipienfrage 5). Es 
besteht kein Zweifel darüber, wie die bewährten 
französischen Stalinisten diese Prinzipienfrage 
beantworten werden. Auch die britische Partei 
stellte sich auf ihrem außerordentlichen Partei-
tag (Ostern 1957) auf den Standpunkt, die So-
wjetunion sei das Zentrum des proletarischen 
Internationalismus. Die italienische Partei ver-
suchte — wie schon in der Bewertung der Inter-
vention in Ungarn („eine schmerzliche Notwen-

digkeit") —, eine gewisse Selbständigkeit zu 
zeigen. Sie erklärte, statt von der Führerrolle 
eines Staates und einer Partei (also der Sowjet-
union und der KPdSU) zu sprechen, solle viel-



mehr die Führung hervorgehoben werden, die 
von den marxistischen Prinzipien und den In-
teressen der italienischen Arbeiterklasse aus-
gehe, wenn auch die unzerstörbare Funktion, die 
die Sowjetunion in der sozialistischen Welt aus-
übe, bestätigt w 6erden müsse ). Nur die pol-
nische Partei hat bisher — neben dem Bund der 
Kommunisten Jugoslawiens — weder die füh-
rende Rolle der Sowjetunion noch der KPdSU 
offen anerkannt.

Von dem Einfluß dieser widerstrebenden Kräfte 
zeugt die Erklärung, die im November 1957 
von „Vertretern der kommunistischen und Ar-
beiterparteien der sozialistischen Länder“ nach 
den Feiern zum 40. Jahrestag der Oktoberrevo-
lution abgegeben w 7orden ist ). In dieser Er-
klärung heißt es, der Frieden werde von dem 
unbesiegbaren „Lager der sozialistischen Staa-
ten mit der Sowjetunion an der Spitze“ vertei-
digt. Weitergehend hat Friedrich Ebert vor der 
34. Tagung des Zentralkomitees der sowjetzo-
nalen SED zwar behauptet, Mao Tse-tung habe 
bei den Beratungen in Moskau „die führende 
Rolle der KPdSU in der Gemeinschaft der kom-
munistischen und Arbeiterparteien und die 
führende Rolle der Sowjetunion an der Spitze 
der Staaten des sozialistischen Lagers" aner-
kannt 8). Dementsprechend ist in dem Kom-
munique der 34. Tagung des ZK der SED erklärt 
worden, es sei „besonders begrüßenswert, daß 
sich alle Parteien darüber einig sind, daß die 
ruhmreiche KPdSU an der Spitze der kommu-
nistischen und Arbeiterparteien" stehe 9). In der 
Erklärung der zwölf Parteien ist aber keine der-
artige Anerkennung ausgenommen worden. Da 
„Dokumente" dieser Art sorgfältig formuliert 
zu werden pflegen, ist zu folgern, daß nicht 
alle Unterzeichner der Erklärung sich bereit ge-
sunden haben, die „führende Rolle“ der KPdSU 
und der Sowjetunion anzuerkennen. Einer der 
Unterzeichner — Wladyslaw Gomulka — er-
klärte nach seiner Rückkehr aus Moskau, in der 
großen Gemeinschaft der sozialistischen Staaten 
komme der erste Platz dem mächtigsten dieser 
Staaten, der Sowjetunion, zu10 ). Diese Fest-
stellung deckt sich sowohl mit den Tatsachen 
(die Sowjetunion ist unbestreitbar der mächtigste 
sozialistische Staat) als auch mit der Erklärung 
der zwölf Parteien. Sie enthält aber nicht die 
Anerkennung der „führenden Rolle" der KPdSU, 
die moskauhörige Funktionäre in den vergan-

6) Resolution des VIII. Parteitages der KPI, 
Unitä, Rom, vom 15. Dezember 1956, zitiert nach 
Ostprobleme, 1957, S. 5.

7) Neues Deutschland (Ostberlin) vom 22. No-
vember 1957.

8) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 30. 
November 1957, S. 4; Ebert zählte in seinem Be-
richt über die Moskauer Beratungen neben Chru-
schtschow, Mao Tse-tung und Ulbricht sieben Ver-
treter von kommunistischen Parteien auf, die an-
erkannt hätten, daß .nur die KPdSU an der Spitze 
des sozialistischen Lagers stehen könne“. Neben 
Gomulka blieb der ungarische Vertreter unerwähnt.

9) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 30. 
November 1957, S. 1; damit versucht das ZK der 
SED den Akzent vom sowjetischen Staat auf die 
KPdSU zu verschieben. Der SED-Beschluß ist 
schon deswegen unrichtig, weil die .Parteien“ sich 
in dieser Frage so uneinig waren, daß der Bund 
der Kommunisten Jugoslawiens und andere Par-
teien die .Erklärung“ nicht einmal mit unterzeich-
net haben, sondern nur die nichtssagende .Frie-
densdeklamation“ (vgl. Neues Deutschland vom 22. 
bzw. 23. November 1957).

10) Trybuna Ludu vom 29. November 1957, 
Seite 4.

11) Übereinstimmend bewertet Wolfgang Leon-
hard in .Kreml ohne Stalin“, Köln 1959, Seite 379, 
die Erklärung der 12 Parteien.

12) Vgl. Rede und Schlußwort Chruschtschows 
auf dem XXI. Parteitag der KPdSU, Dietz-Verlag 
Berlin 1959, Seite 111.

13) Vgl. Aus den Diskussionsreden zu internatio-
nalen Fragen (XXI. Parteitag der KPdSU), Dietz-
Verlag Berlin 1959, Seite 93.

14) Vgl. Djilas, The New Class, a. a. O., S. 174.

genen Jahren benutzt hatten, um ihre Parteien 
ideologisch, politisch und organisatorisch zu 
Modellen der sowjetischen Partei zu machen 11 ).

Das Problem der führenden Rolle der KPdSU 
und der Sowjetunion blieb auf der Tagesordnung 
der internationalen Veranstaltungen des Kom-
munismus, ein Anzeichen dafür, daß die Auf-
fassungen nicht einhellig waren. Auf dem XXL 
Parteitag (Januar/Februar 1959) lehnte Chru-
schtschow mit folgenden Worten ab, für die 
KPdSU die führende Rolle im alten dogmati-
schen Sinne in 12Anspruch zu nehmen ):

„In den mehr als vierzig Jahren wurde ein 
großer und schwerer Weg des Kampfes und der 
Siege zurückgelegt und ein mächtiger Staat ge-
schaffen, der das Bollwerk aller sozialistischen 
Länder und der kommunistischen Weltbewegung 
ist.

Für eine solche Anerkennung der historischen 
Rolle der Sowjetunion und der KPdSU danken 
wir den Bruderparteien aufrichtig.

Gleichzeitig muß betont werden, daß in der 
kommunistischen Bewegung wie auch im sozia-
listischen Lager die volle Gleichberechtigung 
und Selbständigkeit aller kommunistischen und 
Arbeiterparteien sowie der sozialistischen Län-
der bestanden haben und bestehen. In Wirklich-
keit werden die anderen Parteien nicht von der 
Kommunistischen Partei der Sowjetunion und 
die anderen Länder nicht von der Sowjetunion 
geleitet.“

Und Gomulka erklärte, seine Partei stimme 
dieser Erklärung völlig zu.

Otto W. Kuusinen, Kominternveteran und 
heute Präsidiumsmi

13
tglied des ZK der KPdSU 

bekräftigte ):
„Unsere Partei erhebt keinen Anspruch auf 

die führende Rolle gegenüber den anderen 
kommunistischen und Arbeiterparteien.“

Nationalkommunismus
Djilas hat als einer von wenigen in den kom-

munistisch regierten Staaten auszusprechen ge-
wagt, der Kommunismus existiere nur als natio-
naler Kommunismus. Nach Djilas sind die Un- 
terschiede zwischen kommunistischen Ländern 
in der Regel so groß wie das Ausmaß, in dem 
die Kommunisten in diesen Ländern unabhängig 
(d. h. ohne Unterstützung durch die Sowjet-
union) zur Macht gelangt sind16 ). Die im Ost-
block herrschende Funktionärskaste hat schon 
andere, weniger realistische Äußerungen als 
Nationalkommunismus oder Nationalopportu-
nismus gebrandmarkt. So wandte sich I. Pome- 
low, ein Funktionär des ZK der KPdSU, gegen 
den Nationalopportunismus, der das national 
Besondere beim Aufbau des Sozialismus dem 
gegenüberstellte, was für alle Länder charak-
teristisch sei, die den Übergang vom Kapitalis-

Tschou En-lai aber ging auf Chruschtschows 
Worte nicht weiter ein, sondern betonte — wie 
Mao im November 1957:

„Die Festigung der Geschlossenheit der Län-
der des sozialistischen Lagers, das von der So-
wjetunion geführt wird, und die Festigung der 
Einheit der Reihen der internationalen kom-
munistischen Bewegung, deren Zentrum die 
KPdSU ist, werden na
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ch wie vor die heiligste 
Pflicht der Kommunisten aller Länder in ihrer 
internationalen Tätigkeit sein.“ )

In die Erklärung der Beratung der 81 Kom-
munistischen Parteien vom November 1960 ist 
— wieder auf Drängen der Chinesen — folgen-
der Passus ausgenommen worden 15 ):

„Die kommunistischen und Arbeiterparteien 
erklären einmütig: Die von allen anerkannte 
Vorhut der kommunistischen Weltbewegung war 
und bleibt die Kommunistische Partei der So-
wjetunion als die erfahrenste und gestählteste 
Kolonne der internationalen kommunistischen 
Bewegung. Die von der KPdSU im Kampf für 
den Sieg der Arbeiterklasse, beim Aufbau des 
Sozialismus und beim umfassenden Aufbau des 
Kommunismus gesammelten Erfahrungen sind 
von prinzipieller Bedeutung für die gesamte 
kommunistische Weltbewegung.“

Warum die chinesische Partei derart darauf 
drängte, daß die führende Stellung der KPdSU 
hervorgehoben werde, während sie seit dem 
Frühjahr 1960 die Politik dieser Partei schärf- 
stens auch öffentlich angriff, bleibt unklar. Will 
Mao Chruschtschow die Führerrolle zuschieben, 
um ihm beim Scheitern der Koexistenzpolitik, 
das er kommen sehen mag, mit erhöhter Verant-
wortung belasten zu können?

mus zum Sozialismus vollzögen17 ). Polemisch 
nannte die „E i n h e i t", theoretisches Organ der 
sowjetzonalen SED, den Nationalkommunismus 
einen ideologischen Hebel, der den Imperialis-
mus gegen das sozialistische Lager ansetzte18 ). 
Daran ist nur richtig, daß der Begriff Natio-
nalkommunismus häufig in der freien 
Welt gebraucht worden ist. Die Bedingungen je-
doch, unter denen es zu den freiheitlichen Re-
gungen (1948 in Jugoslawien, 1956 in Polen 
und Ungarn) kam, sind durch die sowjetische

14) Vgl. Aus den Diskussionsreden zu interna-
tionalen Fragen (XXL Parteitag der KPdSU), Dietz- 
Verlag Berlin 1959, Seite 116

15) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 6. 
Dezember 1960, S. 5.

17) Vgl. I. Pomelow in .Kommunist“, Nr. 1/1957, 
zitiert in .Aus der internationalen Arbeiterbewe-
gung", Nr. 4 vom 23. Februar 1957, S. 6. Es liegen 
keine ausreichenden Anhaltspunkte vor, anzuneh-
men, daß die KPdSU (oder die Sowjetregierung) 
im August 1956 an die .Volksdemokratie“ einen 
Brief gesandt habe, der sich gegen den Titoismus 
wandte, wie Washington Post am 17. Oktober 
1956 behauptet hatte (vgl. Louis Fischer, a. a. O 
S. 115). Sehr wahrscheinlich ist aber, daß sich im 
Herbst 1956 das ZK der KPdSU in Beratungen ge-
gen den Nationalkommunismus gewandt hat.

18) Vgl. Einheit (Ostberlin), März 1957, Heft 3, 
Seite 260.



Politik und ihre Handlanger in den Volksdemo-
kratien geschaffen worden.

Die Sowjetunion hat seit 1945 versucht, die 
osteuropäischen Staaten durch parteiliche, mili-

tärische, geheimdienstliche und wirtschaftliche 
Beziehungen an sich zu fesseln. Auf sowjetische 
Weisungen ist nach dem Abfall Jugoslawiens in 

den Volksdemokratien ein Vernichtungsfeldzug 
gegen alle potentiellen Gegner der sowjetischen 
Hegemonie geführt worden (Kostoff-, Rajk-, 
Slansky-Prozeß). Die Einstellung zur Sowjet-
union wurde zum Prüfstein für den proletari-
schen Internationalismus erklärt. Wenn auch 
sowjetische Funktionäre wortreich die „edlen 

Prinzipien des proletarischen Internationalis-
mus“ verkünden, so hat doch der sowjetische 
nationale Kommunismus seit 1925 die inter-
nationale kommunistische Bewegung und seit 
1945 die osteuropäischen Völker mit einer 
Strenge beherrscht, die von keinem Imperialis-
mus übertroffen wird.

Neue Formen der Zusammenarbeit - eine neue Internationale?
Nach den Ereignissen des Herbstes 1956 deu-

teten treue Moskau-Anhänger, indem sie die 
führende Rolle der Sowjetunion anerkannten, 
zugleich an, die Zusammenarbeit der Kommuni-
stischen Parteien sei gegenwärtig unbefriedi-
gend. So erklärte das Politbüro der sowjetzona-
len SED in seinem Bericht an da 29s .  Plenum 
des Zentralkomitees, die gegenwärtige inter-
nationale Lage erfordere neue Formen des Zu-
sammentreffens und Konsultierens 19 ). Die SED 
sprach damit keinen eigenen Gedanken aus.

24) Vgl. den grundlegenden, auf einer Diskus-
sion im Politbüro der KP Chinas beruhenden Ar-
tikel aus Jen Min Jih Pao, Peking, vom 29. De-
zember 1956, wiedergegeben in Ostprobleme 1957, 
S. 130 ff.

25) übersetzt nach L'Humanite, Paris, vom 16. 
Februar 1957, S. 4.

26) Vgl. Ostprobleme 1957, S. 726 und 1957, S. 4; 
über diesen Kongreß eingehend: H. Pelling, a.a.O., 
S. 178 ff.

27) Daily Worker, London, vom 20. April 1957, 
S. 4; in der Wiedergabe von Gollans Bericht in der 
SED-Zeitschrift „Aus der Internationalen Arbeiter-
bewegung" Nr. 10 v. 25. 5. 1957, S. 11 ff., sind diese 
Ausführungen Gollans weggelassen, was als An-
zeichen dafür betrachtet werden kann, daß das 
linientreue Zentralkomitee der SED den sowje-
tischen Wunsch, zu einer neuen internationalen 
Organisation zu kommen, auch insoweit respek-
tiert.

28) Audi Louis Fischer (a.a.O., S. 80) weist dar-
auf hin, wie schlecht der Kreml andere Länder, 
aber wie gut er Rußland versteht.

29) Nr. 1/1957, abgedruckt in „Aus der Interna-
tionalen Arbeiterbewegung“, Ostberlin, Nr. 4 vom 
23. Februar 1957.

Im Novemberheft von Meshdunarod- 
naja shisn war schon erklärt worden, es sei 
dringend erforderlich, neue Formen der Verbin-
dungen und Kontakte zwischen den kommuni-
stischen und Arbeiterparteien herzustellen, die 
der veränderten historischen Situation entsprä-
che 20n ).

In der Östereichischen Volks-
stimme ist, gleichfalls am 28 . November 
1956, eine Erklärung veröffentlicht, in der es 
heißt, die Kommunistische Partei Österreichs 
habe bereits Schritte unternommen, um „die 
Schaffung eines internationalen Organs der 
kommunistischen Parteien“ zu erreichen, das 
die Aufgabe haben solle, über internationale 
Fragen zu beraten und Erfahrungen auszutau-
schen21 ). Die KPÖ fügte hinzu, es gebe über 
die Durchführung dieses Planes bei den Bruder-
parteien noch Meinungsverschiedenheiten.

Solche Meinungsverschiedenheiten zeigten 
sich kurz darauf, als es in der Resolution des 
,VIIL Parteitages der KP Italiens hieß, „während 
die Rückkehr zu einer zentralen Organisierung 
der Beziehungen zwischen den kommunistischen 
Parteien abgelehnt“ werde, dürfte es nützlich 
sein, internationale Begegnungen zwischen Ver-
tretern der Arbeiterklasse zu organisieren22 ). 
Gomulka hatte sich schon 1947 nur sehr wider-
strebend an der Gründung des Kominform be-
teiligt23 ). Seine inzwischen gemachten Erfah-
rungen haben ihn zweifellos dazu bewogen, den 
Gedanken von sich zu weisen, einer internatio-
nalen Organisation beizutreten. Das Schweigen

19) Vgl. Neues Deutschland vom 28. November 
1956.

20) Zitiert nach Ostprobleme 1956, S. 1752 f.; 
mcht um die Gründung einer neuen Organisation 
der kommunistischen Parteien ging es der japa-
nischen kommunistischen Zeitung Akahata, die in 
einem Artikel vom 23. Oktober 1956 das Ausblei-
nen von Informationen über die Ergebnisse des 
VIII. Plenums des Zentralkomitees der polnischen 
Partei beklagte. Akahata regte lediglich an, das 
informationswesen der kommunistischen Presse 
durch Gründung eines internationalen Nachrich- 
tennetzes proletarischer Zeitungen zu verbessern.

21) Vgl. Ostprobleme 1956, S. 1752.
22) Zitiert nach Ostprobleme 1957, S. 6.
23) Seine negative Beurteilung des Kominform 

ließ Gomulka noch im November 1957 erkennen, 
dls er nach Rückkehr von den Feiern des 40. Jah-
restages der Oktoberrevolution zu Warschauer Par- 
Tiaktivisten sagte, es sei schwierig, die Bilanz der 
atigkeit des Kominform als positiv zu betrachten 

wg1 Trybuna Ludu vom 29. November 1957, S. 4). 

der chinesischen Partei zu dieser Frage zeig
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te, 
daß sie damals derartigen Plänen nicht positiv 
gegenüberstand ). Für einen engeren Zusam-
menschluß der kommunistischen Parteien setzte 
sich dagegen Raymond Guyot ein, der im Feb-
ruar 1957 nach einem Besuch in Prag vor dem 
Zentralkomitee des PCF erklärte25):

„Die Auflösung der kommunistischen Inter-
nationale und des Informationsbüros kann zu 
keiner Zeit zur Minderung der internationalen 
Verpflichtung führen. Im Gegenteil, es kann 
sich nur um eine Verstärkung handeln . . .

Wir sind entschlossen, die gegenseitigen Be-
ziehungen und Absprachen in größerem Maß-
stabe zu entwickeln. Jedoch sind wir uns darüber 
klar, daß das auf lange Sicht nicht genügen wird. 
Übrigens haben bereits mehrere Bruderparteien 
diese Frage angeschnitten.“

Die tschechische und rumänische Partei regten 
nachdrücklich an, eine internationale theore-
tisch-politis 26che Zeitschrift herauszugeben ).

Bemerkenswerte Hinweise gibt der Bericht, 
den der Generalsekretär der britischen Partei, 
John Gollan, dem außerordentlichen Parteitag 
im April 1957 vorgetragen hat. Gollan sagte 27 ):

„Keine kommunistische Partei schlägt jedoch 
die Bildung einer neuen zentralen oder sonsti-
gen internationalen Organisation vor. Viele Ge-
nossen denken allerdings, wir könnten über 
zweiseitige Besprechungen hinaus Zusammen-
künfte mehrerer kommunistischer Parteien her-
beiführen. Wir machten diesen Vorschlag, den 
Togliatti auf dem italienischen Parteitag unter-
stützte. Die gleiche Ansicht vertraten auf der 
letzten Sitzung des französischen Zentralkomi-
tees Guyot und bei unseren jüngsten Bespre-
chungen auch die polnischen Genossen.“

Die deutschen und österreichischen Satelliten 
der KPdSU handeln erfahrungsgemäß in einer 
derart grundlegenden Frage nicht ohne Weisung 
aus Moskau. Die Versuchsballons, die sie gleich-
zeitig Ende November 1956 hatten steigen las-
sen, sind Anzeihen dafür, daß die leitenden Or-
gane der KPdSU selbst den Gedanken erwogen 
haben, eine neue internationale Organisation 

im internationalen Kommunismus zu koordinie-
ren. Gegenüber dem damaligen Nein so einfluß-
reiher Parteien wie der polnishen, italienishen 
zu gründen, um die divergierenden Tendenzen 
und jugoslawishen konnte das Präsidium der 
KPdSU seinen Wunsh niht durhsetzen. Die 
Zeiten Stalins, der die Führer der kommunisti- 
shen Parteien nah Moskau befehlen und „ver-
anlassen“ konnte, den sowjetischen Plänen zu-
zustimmen, sind vorüber.

Die Opposition dagegen, eine neue inter-
nationale Organisation zu gründen, ging über-
wiegend von solhen Kommunisten aus, die ge-
gen Moskaus Willen an die Mäht gekommen 
waren oder sih in führender Position behaup-
tet hatten. Für Gomulka und Tito ist das be-
reits eingehend dargelegt. Die Chinesen hatten 
ihr Land gleichfalls ohne nennenswerte sowje- 
tishe Unterstützung erobert.

Die sowjetishe Führung war sih auh nah 
dem XX. Parteitag offenbar niht im klaren, wie 
sih die Lage außerhalb der Sowjetunion ver-
ändert hatte 28). Sie hätte sonst auf den Versuh 
verzihtet, eine neue internationale Organisa-
tion ins Leben zu rufen. War es niht voraus-
sehbar, daß Polen und Jugoslawien kaum ge-
neigt sein würden, sih zu beteiligen? Weihe 
Position sollte die KPdSU nah den Vorstellun-
gen ihres Präsidiums in einer derartigen Orga-
nisation einnehmen? Wollte man in Moskau 
sih niht eingestehen, daß die beherrshende 
Rolle, die die sowjetishe Partei in Komintern 
und Kominform eingenommen hatte, zu einem 
erheblihen Teil auf dem von Stalin ausgeübten 
Terror beruhte, der die Reihen des Weltkommu-
nismus zusammengehalten hatte? Ist man aber 
in Moskau niht bereit oder hat man niht die 
Kraft, einen Terror gleihen Grades anzuwen-
den, so wird man auf die entsprehende beherr-
shende Stellung verzihten müssen.

Zu dem Problem der internationalen Zusam-
menarbeit sagt I. Pomelow im Kommu-
nist29):

„Was die Formen der Zusammenarbeit be-
trifft, so werden auh sie gefunden: es gibt bei-
spielsweise zweiseitige Verbindungen sowie Be-
gegnungen von Vertretern einiger Parteien."

Zweiseitige Verbindungen und Verhandlun-
gen dürften für die KPdSU damals vorteilhafter 
gewesen sein als das Zusammentreffen mit zahl-
reihen Parteien in einer zentralen Organisation. 
In einer solhen Organisation konnte die KPdSU 
nur ein zwar angesehener, aber doh niht mit 
Sonderrehten ausgestatteter Partner sein. Es 



hätten Situationen entstehen können, in denen 
die Mehrheit oder ein erheblicher Teil der Mit-
glieder der internationalen Organisation gegen 
die KPdSU aufgetreten wären. Eine vergleichbare 
Lage bestand, als nach den ungarischen Ereig-
nissen der Weltfriedensrat, eine im internatio-
nalen Maßstab arbeitende, von den sowjetischen 
Kommunisten unterstützte Organisation, am 
18. November 1956 in Helsinki zusammentrat. 
Bei den Besprechungen ergaben sich schwere Ge-
gensätze unter den Delegierten, d
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ie in dem 
Kommunique des Weltfriedensrates folgenden 
Niederschlag fanden ):

„Die Konferenz hat die schmerzlichen Ereig-
nisse in Ungarn einer Prüfung unterzogen. Sie 
erkannt, daß es in dieser Frage ernste Meinungs-
verschiedenheiten sowohl im Weltfriedensrat als 
auch in den nationalen Friedensbewegungen gibt 
und daß die gegensätzlichen Ansichten die For-
mulierung einer gemeinsamen Einschätzung 
nicht möglich gemacht haben.“

Meinungsverschiedenheiten über das sowje-
tische Eingreifen in Ungarn entstanden auch in 
der kommunistisch beeinflußten „Internatio-
nalen Vereinig 31ung Demokratischer Juristen.“ )

Demgegenüber wirken sich in zweiseitigen 
Besprechungen der KPdSU mit den „Bruderpar-
teien" das Ansehen und die Macht der Sowjet-
union sehr zu ihrem Vorteil aus. Selbst wenn 
keine Einigung erzielt wird, kann bei zweiseiti-
gen Besprechungen das negative Ergebnis ohne 
weiteres geheimgehalten werden.

Aus der Not, keine internationale Organisa-
tion zustande zubringen, konnte die KPdSU in-
sofern eine Tugend machen, als sie seit Herbst 
1956 die Zusammenarbeit unter den kommu-

Die Vierzig)ahrfc'rr der Oktoberrevolution
In den Beratungen, die mit der Feier des 40.  

Jahrestages der Oktoberrevolution in Moskau 
verbunden waren, wurde die Situation des inter-
nationalen Bolschewismus erkennbar. Die Zu-
stimmung aller Parteien konnte nur für ein 
farbloses „Friede 35nsmanifest" erreicht werden ).  
Die bedeutsamere „Erklärung der Beratung von 
Vertretern der Kommunistischen und Arbeiter-
parteien der sozialistischen Länder“, wie sie 
schließlich genannt wurde, unterzeichneten nur 
die Vertreter von zwölf Parteien36 ). Daß die 
jugoslawischen Kommunisten sich ihr nicht 
hatten anschließen wollen, war offensichtlich. 
Aber auch einige skandinavische, die italienische 
und andere Parteien äußerten mit Rücksicht auf 
die Lage in ihren Ländern ernste Bedenken zu 
unterzeichnen. Daher war die Teilung in „Frie-
densmanifest“ und „Erklärung“ erforderlich.

30) Bulletin des Weltfriedensrates vom 1. De-

37) Vgl. Axel Larsens Erklärung an das Zentral-
komitee der Kommunistischen Partei Dänemarks 
vom 18. Juli 1958.

38) Völlig eindeutig hat Gomulka am 28. No-
vember 1957 vor einer Konferenz vor Warschauer 
Parteiaktivisten gesagt, ein »internationales Zen-
trum der kommunistischen Bewegung“ (Kommu-
nistische Internationale) bestehe nicht mehr; es sei 
nicht nötig, ein solches zu schaffen (vgl. Trybuna 
Ludu vom 29. November 1957, S. 4). Die gelegent-
lich vertretene Meinung, es sei bei Gelegenheit der 
Feiern des 40. Jahrestages der Oktoberrevolution 
eine neue Komintern, »ein straffes, hierarchisch 
gegliedertes Instrument in der Hand Moskaus", 
gegründet worden (vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 
1. Dezember 1957, Blatt 3, und 8. Dezember 1957, 
S. 1), erscheint weder durch die Entwicklung des 
Weltkommunismus seit Stalins Tod noch durch die 
bisher bekanntgewordenen Tatsachen über die 
Moskauer Beratungen gerechtfertigt.

39) Vgl. Gomulkas Erklärungen in Trybuna Ludu 
vom 29. November 1957, S. 4. Bei früheren interna-
tionalen Beratungen waren die zu erörternden Fra-
gen nicht immer allen Teilnehmern bekannt ge-
wesen (z. B. wurden die italienische und die fran-
zösische Partei auf der Gründungssitzung des Ko- 
minform überraschend angegriffen).

40) Das ergibt sich aus Friedrich Eberts Bericht 
an die 34. Tagung des ZK der SED (vgl. Neues 
Deutschland (Ostberlin) vom 28. November 1957).

41) Mit gegenseitiger Hilfe (Solidarität) war das 
Eingreifen der Sowjetunion in Ungarn nachträglich
gerechafertigt worden; vgl. K. A. Asisjan, „Die 
große Kraft des proletarischen Internationalismus", 
Bertin 1955, S. 5.

nistischen Parteien durch zweiseitige Bespre-
chungen intensiviert hat. „Die Praxis direkter 
Verbindungen, der Austausch von Delegationen 
sowie die persönlichen Kontakte zwischen den 
leitenden Funktionären der Partei sind in der 
letzten Zeit zu einer der anerkannten Formen 
des Verkehrs zwischen den kommunistischen 
Parteien geworden“ 32 ).

Am Ende der Krise, die auf die ungarischen 
Ereignisse folgte, beurteilten die sowjetischen 
Kommunisten die Lage optimistisch: „Trotz des 
Schlages von unerhörter Wucht, den die inter-
nationale Reaktion gegen die kommunistische 
Bewegung geführt hat“, hätten die bis zum 
Frühjahr 1957 veranstalteten Parteitage der 
kommunistischen Parteien Dänemarks, Norwe-
gens, der USA, Österreichs, Belgiens und Groß-
britanniens sowie das Bekenntnis der kommu-
nistischen Parteien von Italien, Frankreich und 
der SED zu Moskau gezeigt, daß „Die Einheit 
der kommunistischen Parteien“ nicht erschüt-
tert sei 33 ). Natürlich beruht die Krise des In-
ternationalismus nicht auf einem Schlag, den die 
„internationale Reaktion“ der kommunistischen 
Bewegung zugefügt hat. Diese Krise hat die 
KPdSU vielmehr durch ihre Politik nach Sta-
lins Tod und ihr Einschreiten in Ungarn her-
aufbeschworen. Obwohl aber die sowjetische 
Intervention an Brutalität und Hinterlist ihres-
gleichen in der Geschichte sucht, hat die Funk-
tionärsclique, die heute an der Spitze aller kom-
munistischen Parteien steht, die überwiegende 
Mehrheit der Mitglieder bei der Stange gehal-
ten. Die seit zwanzig Jahren nach Stalinsche

34

n 
Prinzipien betriebene Kaderauslese trägt ihre 
Früchte ).  Stalins Garde „gehorcht“, ohne Be-
fehle zu erhalten.

In der „Erklärung“ wurde deshalb so nach-
drücklich gefordert, die Einheit und brüderliche 
Zusammenarbeit der kommunistischen Parteien 
zu festigen, weil diese Einheit nach dem XX. 
Parteitag ernstlich bedroht gewesen war. Mao 
Tse-tung und Walter Ulbricht drängten darauf, 
auch die „führende Rolle“ der KPdSU ausdrück-
lich anzuerkennen, weil prominente Kommu-
nisten sich strikt geweigert hatten, der sowje-
tischen Partei diese Position zuzugestehen. Der 
Revisionismus wurde als Hauptfeind erklärt, 
um den Unabhängigkeitstendenzen Jugoslawiens 
entgegentreten zu können. Nicht allen Teilneh-
mern der Moskauer Beratungen war dieser kon-
krete Hintergrund des beginnenden Kampfes ge-
gen den Revisionismus klar. Zum Beispiel blieb 
eine Frage der dänischen Delegation unbeant-
wortet, warum man begonnen habe, gegen den 
Revisionismus zu argumentieren. Axel Larsen, 
damals Vorsitzender der Kommunistischen Par-
tei Dänemarks, erklärte seinem Zentralkomitee 
am 18. Juli 1958, es sei nicht zutreffend, daß

32) Meshdunarodnaja Shisn, Moskau. Nr. 11/ 
1956, zitiert nach Ostprobleme 1956, S. 1752 s.

33) Boris N. Ponomarjow, Die Internationale 
Arbeiterbewegung in der gegenwärtigen Etappe 
(Prawda, 1. Mai 1957, abgedruckt in Aus der inter-
nationalen Arbeiterbewegung, Nr. 10/1957, S. 4, 6). 
Ponomarjow ist Leiter der Abteilung für internatio-
nale Verbindungen in ZK der KPdSU.

34) H. Pelling, a.a.O., S. 180 f. 

jede Partei in den Moskauer Beratungen von 
sich aus darauf hingewiesen habe, welche Ge-
fahr (Dogmatismus 

37
oder Revisionismus) die 

größte sei ).
Folgende Ergebnisse der Moskauer Beratun-

gen sind für die internationale Lusammenarbeit 
der kommunistischen Parteien wesentlich:

Eine neue Internationale ist n
38

icht gegründet 
worden ). Auf absehbare Zeit werden nur “Be-
ratungen" (bilaterale oder umfassendere) statt-
finden, auf denen aktuelle Probleme erörtert 
und Erfahrungen ausgetauscht werden sollen. 
Die zwölf Parteien haben sich über einige 
Grundregeln für diese Beratungen geeinigt: In-
nerpolitische Angelegenheiten der einzelnen 
Parteien dürfen bei zwischenparteilichen Bera-
tungen nicht entschieden werden. Die Tagesord-
nung dieser Beratunge
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n muß allen Teilnehmern 

vorher bekannt sein ).
Ferner ist von einigen Teilnehmern der Be-

ratungen vereinbart worden, eine internationale 
marxistisch-leninistische Zeitschrift herauszu-
geben 40).

In die Beziehungen der „sozialistischen" Län-
der haben die Unterzeichner die Erklärung vom 
14./16. November 1957 (neben Gleichberech-
tigung, Achtung von territorialer Integrität, 
Souveränität und Nichteinmischung) das Ele-
ment der „brüderlichen gegenseitigen Hilfe“ 
eingeführt, das für die kommunistischen Par-
teien aus der Losung des Kommunisti-
schen Manifestes („Proletarier aller Län-
der, vereinigt euch!“) entwickelt worden war41 ). 
Damit war nicht nur die sowjetische Interven-
tion in Ungarn als berechtigt anerkannt. Die 
KPdSU wird sich vielmehr auch künftig auf 
dieses Einverständnis der kommunistischen Par-
teien stützen können, wenn sie seiner bedarf.

Die „Erklärung“ ließ erkennen, daß die zwölf 
Parteien in wichtigen ideologischen und politi-
schen Fragen übereinstimmten (Kampf gegen 
den „Revisionismus“, Annahme „brüderlicher 
gegenseitiger Hilfe“). In dem weit größeren 
Kreis von kommunistischen Parteien, die das 
„Friedensmanifest“ gebilligt haben, konnte in 
gewissen Grundfragen (Kampf gegen die 



„Kriegsblocks" (NATO) und gegen den „Atom- 
krieg“) eine gemeinsame Haltung proklamiert 
werden. Insofern haben die sowjetischen Kom-
munisten eine gewisse Einheitlichkeit erreicht.

Die Einheit des „Sozialistischen Lagers“ 
krankte jedoch daran, daß der Bund der Kom-
munisten Jugoslawiens nicht zu den Unterzeich-
nern der Erklärung der zwölf Parteien gehörte, 
daß in dieser Erklärung die „führende Rolle der 
KPdSU“ und der Sowjetunion nicht uneinge-
schränkt anerkannt war und daß die Gegner der 
Neugründung einer straff gegliederten inter-

nationalen Organisation sich durchgesetzt hat-
ten42 ). Diese Anzeichen deuten an, daß die so-
wjetische Hegemonie im Weltkommunismus 
noch nicht voll wiederhergestellt war. Noch 
immer sind der proletarische Internationalismus 
und die Einheit des Weltkommunismus unter 
sowjetischer Führung von dem Faktor bedroht, 
an dem schon drei Internationalen gescheitert 
sind: dem Nationalismus. Bucharin, den Lenin 
in seinem Testament den fähigsten Theoretiker 
nannte, hat zwar erklärt, nationale Rivalitäten 
seien zwischen kommunistischen Staaten un-

43) Armstrong: „Tito und Goliath“, a.a.O., S. IX.
44) Prawda-Artikel vom 9. Mai 1958: „In der Ein-

heit und Geschlossenheit der marxistisch-leninisti-
schen Parteien liegt das Unterpfand der weiteren 
Siege des sozialistischen Weltsystem“ (vgl. Neues 
Deutschland vom 11. Mai 1958).

45) Louis Fischer, „Wiedersehen mit Moskau“, 
Frankfurt a. Main 1957, S. 110, 241 ff.

50) Vgl. „Kommunist“ Moskau) Nr. 6/58, $. 35, die
SED-Zeitschrift „Einheit“ (Ostberlin) durckt in der
Beilage zum Heft 4, April 1958, den Artikel ab, sie 
verfälscht jedoch das „Zentrum der weltrevolutio-
nären Bewegung“, von dem die Autoren des „Kom-
munist“ sprechen, in „Zentrum der internationales
revolutionären Bewegung“.

51) Vgl. Trybuna Ludu vom 14. 5. 1958, aus-
zugsweise abgedruckt in Neues Deutschland vom 
23. Mai 1958, S. 7.

möglich43 ). An diesem Axiom halten sowje-
tische Theoriker noch heute fest44 ):

„Im sozialistischen Lager gibt es gemeinsame 
Interessen, ein gemeinsames Ziel; hier gibt es 
keinen Antagonismus und kann es ihn nicht 
geben."

Diese Anhänger des Satzes, daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf, wurden durch die 
Politik Jugoslawiens, des ersten kommunisti-
schen Staates, der neben der Sowjetunion ent-
standen ist, 45 ad absurdum geführt ).

Kampf dem jugoslawischen Revisionismus
Als „Revisionismus“ hatte Lenin schon früh-

zeitig jede „rechte“ Abweichung von der klas-
sischen Lehre Marx' abgelehnt46 ). In den Be- 
reih „rechter“ Politik gehörte einer der Fak-
toren, die 1956 zum polnischen Oktober und 
dem ungarischen Aufstand geführt hatten: die 
Zulassung besonderer Wege zum Sozialismus, 
verkündete auf dem XX. Parteitag der KPdSU, 
jedoch schon im Mai 1955 durch den sowjeti-
schen Besuch in Belgrad anerkannt. Diese 
„rechte“ Politik wurde durch die sowjetische 
militärische Intervention in Ungarn desavou-
iert. Bald traten die sowjetischen Kommunisten 
auch auf ideologischem Gebiet den Gefahren 
entgegen, die für die Einheit des Weltkommu-
nismus aus der Zulassung besonderer Wege zum 
Sozialismus entstanden waren. Sie rückten da-
mit von den Lehren des XX. Parteitages ab, ohne 
dies jedoch ausdrücklich zuzugestehen. Nach- 
drücklich wandten sich die zwölf Parteien in der 
Erklärung, die anläßlich der 40-Jahr-Feier der 
Oktoberrevolution veröffentlich wurde, dage-
gen, die Rolle nationaler Besonderheiten zu 
übertreiben und „unter dem Vorwand der nati-
onalen Besonderheiten von der allgemeingül-
tigen Wahrheit des Marxismus-Leninismus“ ab-
zuweichen. Der Revisionismus, schon in dieser 
Erklärung als Hauptgefahr bezeichnet, wurde in 
den folgenden Monaten das Ziel scharfer ideo-
logischer und politischer Angriffe, die linien-
treue Anhänger der sowjetischen Vorherrschaft 
im Weltkommunismus vortrugen. Zunächst kri-
tisierte man nur die revisionistischen Tendenzen 
in kommunistischen und sozialistischen Parteien, 
ohne die eigentlichen Träger dieser Tendenzen 
zu nennen47 ).

Da sich jedoch die Kritik gegen den Wider-
ruf der Lehren von der Diktatur des Proletariats 
und der führenden Rolle der Arbeiterklasse, ge-
gen di« Abkehr von den Prinzipien des proleta-
rischen Internationalismus und der Einheit des 
sozialistischen Lagers richtete, war zu erkennen, 
daß die Angriffe in erster Linie auf die jugo- 
slawische Partei zielten. Hatte doch der Bund

46 ) Vgl. z. B. seinen Aufsatz „Marxismus und 
Revisionismus” aus dem Jahre 1908, der in W. I. 
Lenin, Ausgewählte Werke, Bd. I, S. 73 ff., abge- 
druckt ist. Seinen Anfang nahm der Kampf gegen 
den sogenannten Revisionismus in Deutschland, als 
Ende des 19. Jahrhunderts Eduard Bernsteins Ge-
dankengänge von der Mehrheit der Sozialdemo-
kraten abgelehnt wurden.

47 Vgl. Leitartikel des „Kommunist” (Moskau) 
Nr. 2/58; auch die Kritik an einzelnen polnischen 
und jugoslawischen Autoren wie Leszek Kola- 
kowski, J, Kleer und Mito Hadji-Vasiljew richtete 
idh noch nicht gegen die kommunistischen Par-
teien dieser Länder. 

der Kommunisten Jugoslawiens seit dem Kon-
flikt von 1948 konsequent abgelehnt, die füh-
rende Rolle der KPdSU und der Sowjetunion 
anzuerkennen. Jugoslawien hatte auch den Riß 
in der „Einheit des sozialistischen Lagers“ sicht-
bar werden lassen, als seine Vertreter die Er-
klärung der zwölf Parteien vom 14./16. Novem-
ber 1957 nicht unterzeichneten. Der Entwurf 
eines Programms, den der Bund der Kommu-
nisten Jugoslawiens Ende März 1958 vor seinem 
VII. Parteitag (22. bis 26. April 1958) veröf-
fentlichte, führte zu Angriffen gegen die jugo- 
slawische Partei selbst. Schon die Tatsache, daß 
die Jugoslawen ein Programm herausbrachten 
und sich als getreue Jünger Karl Marx' gebärde-
ten, mag in Moskau Ärgernis erregt haben, 
denn weder die KPdSU noch eine der osteuro-
päischen Parteien hatten in der Nachkriegsze

48
it 

ein Programm aufgestellt ). Die sowjetischen 
Schriftsteller verwarfen die jugoslawische Auf-
fassung, daß ein nichtrevolutionärer Weg zum 
Sozialismus bestehe, ebenso wie den Versuch 
der Verfasser des Programms, den proletarischen 
Internationalismus ausschließlich auf die Prin-
zipien der Gleichberechtigung und der Nicht-
einmischung in die inneren Angelegenheiten 
eines anderen sozialistischen Landes zurüdezu-
führen 49 ). Die Kritiker des jugoslawischen Ent-
wurfs wollten dieses — ihrer Meinung nach — 
einseitige Verständnis des proletarischen Inter-
nationalismus ergänzt sehen durch „die Not-
wendigkeit der Festigung der Einheit und Zu-
sammenarbeit der sozialistischen Länder sowie 
der marxistisch-leninistischen Parteien.“ Mit der 
Notwendigkeit brüderlicher Hilfe und internati-

42) Gomulka sagte nach der Rückkehr von den 
Moskauer Beratungen, die jugoslawischen Vertre-
ter hätten die Erklärung (der zwölf Parteien) ge-
wisser Streitfragen wegen nicht unterzeichnet. Die 
Zeit werde früher oder später kommen, in der die 
jetzt noch streitigen Fragen zusammen mit dem 
Bund der Kommunisten Jugolawiens gelöst wür-
den (vgl. Trybuna Ludu vom 29. November 1957, 
S. 4).

48) Die sowjetzonale SED entschloß sich erst 
Monate nach dem jugoslawischen Kongreß (auf 
ihrem V. Parteitag, Juli 1958), durch eine Komis- 
sion ein neues Parteiprogramm ausarbeiten zu 
lassen. Auch auf dem XXL Parteitag wurde erörtet, 
daß die KPdSU ein neues Programm brauche, vgl. 
Protokoll des V. Parteitages der SED, Ostberlin 
1959, S. 998, und „Aus den Diskussionsreden zu in-
ternationalen Fragen" (XXL Parteitag), Ostberlin 
1959, S. 91 (Rede Kuusinens).

49) Vgl. den Artikel von R. Fedosejew, I. Pome- 
lows u. W. Tscheprakow in „Kommunist” (Moskau) 
Nr. 6/58, der auch in der Beilage zum Heft 4 der 
„Einheit“, theoretisches Organ der SED, Ostberlin, 
abgedruckt ist. Die übrigen Punkte der umfassen-
den, aber noch „kameradschaftlichen“ Kritik, die 
dieser Artikel enthält, können im Rahmen dieser 
Darstellung außer Betracht bleiben. 

onaler Zusammenarbeit sozialistischer Länder 
(internationaler Solidarität) hatte die Sowjet-
union ihr militärisches Eingreifen in Ungarn 
nachträglich begründet. Die sowjetischen Ideo- 
logen waren daher daran interessiert, dieses 
Merkmal in den Begriff des proletarischen Inter-
nationalismus aufzunehmen. Die Autoren des 
Moskauer „Kommunist“ warfen den Verfas-
sern des jugoslawischen Programmentwurfs auch 
vor, sie hätten die Bemühungen der Sowjetunion, 
die führende Rolle im Weltkommunismus zu 
spielen, als „Hegemonismus" abgelehnt. Sie 
fügten hinzu, welche Partei an der Spitze der 
internationalen Arbeiterbewegung stehe, das 
hänge davon ab, wo sich das „Zentrum der re-
volutionä 50ren Bewegung“ befindet ).

Die Verfasser haben damit — was heute auf 
bolschewistischer Seite selten in dieser Klarheit 
gesagt wird — zugestanden, daß die weltrevolu-
tionäre Bewegung existiert und ein Zentrum 
hat. Indem sie die Erklärung der zwölf Parteien 
vom November 1957 im Sinne der sowjetischen 
Wünsche interpretierten, behaupteten die Auto-
ren des “K o m m u n i s t“, in ihr sei festgestellt, 
„daß das unbesiegbare Lager der sozialistischen 
Staaten von der Sowjetunion geführt“ werde.

Der Kritik am jugoslawischen Programm 
schlossen sich zahlreiche kommunistische Par-
teien an, unter ihnen auch die polnische mit 
einem maßvollen BeitragB1). Diese Kampagne 
setzte die KPdSU bei Gelegenheit des VII. Par-
teitages des Bundes der Kommunisten Jugosla-
wiens (22. bis 26. April 1958) fort. Sie „infor-
mierte" die anderen kommunistischen Parteien 
von ihrem Beschluß, entgegen einer früheren 
Entscheidung keine Delegation zu diesem Par-
teitag zu senden und keine Grußbotschaft an ihn 
zu richten. Daher sandten die kommunistischen 
Parteien — mit Ausnahme der von Dänemark 
und Norwegen — demonstrativ keine offiziellen 



Delegationen52). Auf dem Parteitag verließen 
diplomatische Beobachter der kommunistischen 
Staaten mit Ausnahme des polnischen Botschaf-
ters während einer Rede Alexander Rankovic' 
den Sitzungssaal. Schon diese Brüskierung der 
jugoslawischen Kommunisten deutete an, daß 
es bei der „kameradschaftlichen“ Kritik am 
jugoslawischen Programm nicht bleiben werde. 
Die sowjetischen Kommunisten begannen ihre 
nach Stalins Tod revidierte Haltung in der Frage 
des Konflikts von 1948 aufzugeben. Der so-
wjetische Pressefeldzug, den alle Ostblockstaa- 
ten unterstützten, wurde nach dem jugoslawi-
schen Parteitag fortgesetzt. Ein P r a w d a -Arti-
kel vom 9. Mai 1958, der die Ergebnisse des 
Parteitages kritisch würdigte, erklärte, von jugo-
slawischer Seite seien im Jahre 1948 und in den 
nachfolgenden Jahren Fehler nationalistischen 
Charakters gemacht worden53 ). In der gleichen 
Richtung ging ein überaus scharfer Angriff der 
Chinesen durch einen Artikel, den die Pekinger 
Zeitung Jen Min Jih Pao am 5. Mai 1958 
unter der Überschrift brachte: Der zeitge-
nössische Revisionismus muß 
verurteilt werden. Der Revisionismus 
der Jugoslawen, so hieß es in dem Artikel, ver-
folge das Ziel, die internationale kommunisti-
sche Bewegung zu spalten und die Solidarität der 
sozialistischen Länder zu sabotieren.

52) Vgl. Axel Larsens Bericht an das ZK der 
dänischen Partei vom 18. Juli 1958 und Prawda- 
Artikel vom 9. Mai 1958 zum Parteitag des Bundes 
der Kommunisten Jugoslawiens, abgedruckt in 
Neues Deutschland, Ostberlin, vom 11. Mai 1958, 
S. 3,- Bericht des Politbüros der SED an die 36. Ta-
gung des Zentralkomitees in Neues Deutschland 
vom 13. Juni 1958, S. 3, und „Eine offene Absage an 
den proletarischen Internationalismus“, Artikel in 
der SED-Zeitschrift „Aus der internationalen Arbei-
terbewegung", Nr. 10/58 vom 24. Mai 1958.

53) Vgl. Prawda-Artikel vom 9. Mai 1958.
54) Neues Deutschland (Ostberlin) brachte den 

Artikel am 13. Mai 1958 auf Seite 4 f. in vollem 
Wortlaut.

55) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom
5. Juni 1958, S. 5.

Jen Min Jih Pao fuhr fort:

„Wir halten die Kritik an den Fehlem der 
Kommunistischen Partei Jugoslawiens in Form 
der am 8. Juni 1948 angenommenen „Resolu-
tion des Informationsbüros über die Lage in der 
Kommunistischen Partei Jugoslawiens“ im we-
sentlichen für richtig, derzufolge die Kommu-
nistische Partei Jugoslawiens von den Grund-
sätzen des Marxismus-Leninismus abgewichen 
und auf die Position des bürgerlichen Nationa-
lismus übergewechselt ist."

Diese Wiederaufnahme des von Chruschtschow 
am 26. Mai 1955 in Belgrad desavouierten Sta- 
linschen Kurses wurde von der sowjetischen 
Führung gebilligt
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. Schon am Tage nach dem 
Erscheinen des chinesischen Artikels druckte ihn 
die P r a w d a ab ).  Chruschtschow beseitigte 
jeden Zweifel über seine eigene Auffassung, in-
dem er Anfang Juni 1958 auf dem VII. Partei-
tag der Kommunistischen Partei Bulgariens er-
klä 55rte ).

„Im Jahre 1948 nahm die Konferenz des In-
formationsbüros eine Resolution Über die 
Lagp in der KPJ an, die eine berechtigte 
Kritik an der Tätigkeit der KP Jugoslawiens in 
einer Reihe prinzipieller Fragen enthielt. Diese 
Resolution war im wesentlichen richtig und ent-
sprach den Interessen der revolutionären Be-
wegung. Später, in den Jahren 1949 bis 1953, 

entstand ein Konflikt zwischen der KP Jugo-
slawiens und den anderen Bruderparteien, als im 
Laufe des Kampfes Fehler gemacht wurden und 
Komplikationen entstanden, die unserer gemein-
samen Sache Schaden zufügten.“

Bei Wiederaufnahme der Beziehungen zu 
Tito (26. Mai 1955) hatte Chruschtschow nicht 
zwischen der Kominformresolution von 1948 
und „Fehlern“ unterschieden, die zwischen 1949 
und 1955 gemacht worden seien. Seine damalige 
Erklärung, die sowjetische Führung bedaure auf-
richtig, was geschehen sei, und räume entschlos-
sen alles beiseite, was sich in dieser Periode 
aufgetürmt habe, hatte die Kominformresolu-
tion vom Jahre 1948 nicht ausgenommen56 ). 
Schon diese Resolution enthielt den Vorwurf, die 
Führer der jugoslawischen Partei hätten die 
Sache der Arbeiterklasse verraten. In ihr wur-
den die „gesunden Elemente“ unter den jugosla-
wischen Kommunisten aufgefordert, die unfä-
higen Führer zu ersetzen. Das sowjetische Ver-
söhnungsangebot von 1955 wäre daher für Tito 
nicht annehmbar gewesen, wenn es nicht von 
der gesamten Kominformpolitik, auch der Reso-
lution vom Juni 1948, abgerückt wäre. Aller-
dings hatte Chruschtschow schon sein Versöh-
nungsangebot durch die Behauptung entwertet, 
das Material gegen Jugoslawien sei von den 
Feinden des Volkes (Berija, Abakumow und an-
deren) fabriziert worden, die sich durch Betrug 
in die sowjetischen Reihen eingeschlichen hätten. 
Dieser Unwahrheit waren in der Erklärung über

Die sowjetische und chinesische Partei
Hat auch Mao Tse-tung eine gewisse Unab-

hängigkeit erlangt? 1921 war er unter den 
Gründern der Kommunistischen Partei Chinas, 
und während deren Zusammenarbeit mit der 
Kuomintang gehörte er auch der Kuomintang 
an. 1926/27 organisierte er die Bauernauf-
stände in Hunan, auf die Stalin verwies, als er 
seine Chinapolitik verteidigen mußte (XV. Par-
teitag der KPdSU) 61).  In den dreißiger Jahren 
war Mao Tse-tung ein ergebener Anhänger Sta-
lins, wie Ravines 1935 in Moskau beobachtete 2). 
Durch besondere Hochschätzung hat Stalin ihm 
das nicht gedankt, denn noch auf der Potsdamer 
Konferenz erklärte er, die Kuomintang stelle die 
einzige politische Macht dar, die in China re-
gieren könne. 1948 gab Stalin zu, er habe den 
Chinesen abgeraten, den Kampf um die Erobe-
rung ihres Landes zu beginnen und hätte es 
lieber gesehen, wenn zwischen ihnen und 
Tschiankaischek ein modus vivendi zustandege-

kommen wäre63 ). Dieser Fehleinschätzung des 
Kampfes der chinesischen Kommunisten ent-
sprach, daß z. B. Shdanow bei der Gründung 
des Kominform nur wenig über die unterentwik- 
kelten Länder und gar nichts über den Kampf 
in China sagte. Auch Mao Tse-tung selbst 
wurde in jener Zeit nicht mehr Achtung bezeugt

56) Gemeint ist die Ende Juni 1948 in Bukarest 
gefaßte Resolution, durch die die jugoslawische 
Partei aus dem Kominform ausgeschlossen wurde.

61) Vgl. Robert Payne, „Mao Tse-tung“, Ham-
burg 1950, S. 101, 110, 123 f.

62) Vgl. Eudocio Ravines, „The Yenan Way", 
a.a.O., S. 123 f.

63) Robert Payne, a.a.O., S. 342, Dedijer, „Tito“, 
a.a.O., S. 314.

die Auflösung des Informationsbüros weitere 
beigefügt worden.

Die Widersprüche klären sich, wenn das Ziel 
der sowjetischen Politik gegenüber Jugoslawien 
analysiert wird. Seit Stalins Tod hat diese Po-
litik bezweckt, Jugoslawien zur Rückkehr in 
den Block der kommunistischen Staaten zu be-
wegen. Dieser Absicht diente der Besuch in Bel-
grad vom Mai 1955, dienten die Erklärungen, 
die bei dieser Gelegenheit und auf dem XX. 
Parteitag über die Zulassung des besonderen 
Weges zum Sozialismus abgegeben worden wa-
ren 57 ). Diese Taktik hatte weittragende Folgen, 
die von der sowjetischen Führung nicht voraus-
gesehen waren (Ereignisse in Polen und Ungarn 
vom Herbst 1956). Bei den Feiern zum 40. Jah-
restag der Oktoberrevolution, als die jugosla-
wischen Vertreter ablehnten, die Erklärung der 
zwölf Parteien zu unterzeichnen, dürfte die 
Einsicht unabweisbar geworden sein, daß Jugo-
slawien nicht als linientreues Mitglied für den
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Ostblock zurückgewonnen werden konnte ). 
Dieser Faktor und die Erkenntnis, daß die eige-
nen Reihen geschwächt werden könnten, wenn 
das Beispiel des unabhängigen Jugoslawien län-
ger geduldet würde, haben die sowjetische Füh-
rung veranlaßt, zu einer Politik zurückzukehren, 
die dem Kurs 59Stalins nahekommt ). Im Kampf 
gegen den jugoslawischen „Revisionismus“ eifern 
die kommunistischen Parteien gegen die Un-
abhängigkeit, die vom Bund der Kommunisten 
Jugoslawiens auch ideologisch entschieden ver-
teidig 60t wird ).

als jedem beliebigen Führer einer kommunisti-
schen Partei. Er hatte zum Beispiel dem Zen-
tralkomitee der Kommunistischen Partei Chi-
nas am 25. Dezember 1947 einen Bericht er-
stattet, in dem er vorschlug, nicht alle Kapi-
talisten als „Reaktionäre“ zu behandeln, son-
dern mit ihnen zusammen zu arbeiten, soweit 
sie sich den antiimperialistischen Kräften an-
schlössen. Dieser Bericht, der etwa der Taktik 
entsprach, die Lenin für die unterentwickelten 
Gebiete empfohlen hatte, wurde im Kominform- 
blatt „Für dauerhaften Frieden, für Volksdemo-
kratie“ vom 15. Januar 1948 auf der letzten 
Seite abgedruckt, wobei wesentliche Teile ver-
ändert oder weggelassen sind, z. B. alles, was

57) Wenngleich das nicht der einzige Zweck die-
ser Erklärungen war.

58) Vgl. N. S. Chruschtschows Rede auf dem 
XXI. Parteitag: „Uber die Kontrollziffern für die 
Entwicklung der Volkswirtschaft in der UdSSR in 
den Jahren 1959—1965“, Ostberlin 1959, S. 138, und 
B. N. Ponomarjow, „Die internationale Bewegung 
in einer neuen Etappe", in „Kommunist“ (Moskau 
Nr. 15/58, abgedruckt in: Aus der internationalen 
Arbeiterbewegung (Ostberlin) Nr. 23/59 vom 13. 
12. 1958, S. 5.

59) Eine Rückkehr zu Stalin’schen Methoden be-
deutet die völkerrechtswidrige Hinrichtung von 
Nagy, Maleter und anderen, die vom ungarischen 
Justizministerium am 17. 6. 1958 bekanntgegeben 
wurde (vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 
17. 6. 1957). Die Behauptung, Nagy und seine An-
hänger hätten ihre konterrevolutionäre Tätigkeit 
fortgesetzt, nachdem sie in die jugoslawische Bot-
schaft geflohen seien, hat ihre Analogie in den 
Vorwürfen, die im Rajk-Prozeß gegenüber Jugo-
slawien erhoben worden waren.

60) Vgl. den Artikel von Veljko Vlahovic „Be-
griff und Wesen des proletarischen Internationa-
lismus" (Sozialism Belgrad Nr. 1/1958), abgedruckt 
in Ostprobleme Nr. 5/1959, S. 173. 



auf die Zusammenarbeit mit einem Teil der 
„Kapitalisten" zielt 64).  Es war zwar nichts Un- 
gewöhnliches, daß die Moskauer Zensoren des 
Kominformblatts Artikel änderten, die von 
prominenten Kommunisten stammten. Die Kor-
rekturen richteten sich aber gegen Maos „rechte" 
Taktik (z. B. Zusammenarbeit mit Teile
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n der 
Bourgeoisie), die mit der damaligen „linken 
Linie“ der KPdSU unvereinbar war ).

Diese Gleichstellung mit beliebigen anderen 
kommunistischen Führern überwand Mao durch 
seinen schnellen und vollständigen Sieg, der ihm 
die Herrschaft über ganz China einbrachte (No-
vember 1949). Schon im Dezember 1949 reiste 
Mao nach Moskau. Dort wurde ihm bei einer 
Feier von Stalins 70 . Geburtstag der Platz an 
dessen rechter Seite eingeräumt, ein Anzeichen 
dafür, daß er in Moskau als der zweite Mann 
des Weltkommunismus betrachtet wurde. Stalins 
Tod und die „Entstalinisierung" (XX. Partei-
tag) erhöhten Mao Tse-tungs Position. Bei den 
Feiern zum 40. Jahrestag der Oktoberrevolu-
tion war er der angesehenste der ausländischen 
Gäste. Beim XXI. Parteitag erhielt der Sprecher 
der chinesischen Partei, Tschou En-lai als erster 
der Vertreter der Bruderparteien das Wort.

Welche Bedeutung hat der Aufstieg der chi-
nesischen Partei? Bildet sich ein neues Zentrum 
der kommunistischen Bewegung im Fernen 
Osten? Ist Maos Partei zu einer Konkurrentin 
der KPdSU um die Position der führenden 
Kraft im „Friedenslager“ geworden? Wer diese 
Fragen beantworten will, hat zahlreiche Fakto-
ren zu bewerten. Mao kann die sowjetische Re-
volution, deren Ausgangspunkt der Kampf der 
Arbeiter und Soldaten in St. Petersburg war, 
nicht als Vorbild für China betrachten, denn 
seine Revolution ist mit Hilfe kämpfender Bau-
ernmassen vollbracht worden. Andererseits ist 
die Sowjetunion die einzige Macht, die bei der 
Fortdauer der gegenwärtigen Weltlage die drin-
gend benötigte Hilfe bei der Industrialisierung 
des riesigen chinesischen Landes leisten könnte. 
Daraus ergibt sich eine gewisse Abhängigkeit 
Chinas von der Sowjetunion, die zwar unver-
meidlich zu sein scheint, aber doch den Natio-
nalstolz der Chinesen trifft, der in einer jahr-
tausendealten Kultur wurzelt und durch den 
Sieg genährt wurde, den die chinesischen Kom-
munisten ohne fremde Hilfe, ja gegen den so-
wjetischen Rat, über die Kuomintang errangen. 
Auch russische Spezialisten, die zu Tausenden 
nach China gesandt wurden, um bei der Indu-
strialisierung zu helfen, dürften als Symbol die-
ser Abhängig 66keit betrachtet worden sein ).

Um seine Rückständigkeit zu überwinden, 
unternahm Rotchina verzweifelte Anstrengun- 

c64nVgl. John H. Kautsky, „Moscow and the 
1956 S 32f Party °f India, New York-London, 

August 1958 „Über die Bildung von Volkskom-
munen auf dem Lande“ das Tempo des soziali-
stischen Aufbaus beschleunigen und „den Über-
gang zum Kommunismus aktiv vorbereiten67 ). 
Die Anfangserfolge der Volkskommunen führ-
ten in China zu optimistischen Prognosen, deren 
Enthusiasmus an die Voraussagen Sinowjews 
über das Herannahen der Weltrevoluti
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on im 

Jahre 1920 erinnert ):

64)  Vgl. Peking Review, Peking, 16. September 
1958, zitiert nach Ostprobleme, Bonn Nr. 21 vom 
24. Oktober 1958, S. 695 ff.

68) Jen Min Jih Pao, vom 6. 8. 1958, zitiert nach 
Ostprobleme, Nr. 21 vom 24. Oktober 1958, S. 698.

69) Uber eigene Erfahrungen in sowjetischen 
Jugendkommunen berichtet Klaus Mehnert, „Der 
Sowjetmensch“, Stuttgart 1958, S. 79 f.

70) So Otto W. Kuusinen auf dem XXL Partei-
tag, vgl. „Aus den Diskussionsreden zu internatio-
nalen Fragen", a.a.O., S. 91.

71) Vgl. Life International vom 12. Januar 1959.
72) Im zweiten Bechluß über einige Fragen der 

Volkskummunen vom 10. 12. 1958, auszugsweise 
wiedergegeben in „Ostprobleme* Nr. 3/1959, S. 71 ff.

73) Vgl. Die Welt, Essen, vom 9. November 1959,
S. 3.

„China bewegt sich mit blitzartiger Geschwin-
digkeit vorwärts ... Jetzt glauben sogar Acht- 
zig- und Neunzigjährige begeistert und fest 
daran, daß sie das Glück des Kommunismus 
noch genießen können.“

Dieser Enthusiasmus wurde von den sowjeti-
schen Kommunisten nicht geteilt. Eigene Erfah-
rungen aus den ersten Jahren ihrer Herrschaft 
hatten sie belehrt, daß die Kommunen ohne die 
Grundlage einer entwickelten Wirtschaft fehl-
schlagen würden. In den ersten Monaten, nach-
dem die Volkskommunen errichtet worden wa-
ren, wurden sie in der sowjetischen Öffentlich-
keit kaum erwähnt. Am 1. Dezember 1958 er-
klärte jedoch Chruschtschow dem amerikani-
schen Senator Hubert Humphrey, Volkskommu-
nen zu bilden, sei altmodisch und rückschrittlich. 
Ein ähnlicher Versuch sei nach der Oktoberre-
volution in der Sowjetunion unternommen wor-
den und fehlgeschlagen 69).  Besser als die Kom-
munen sei das sowjetische System der Kolchosen 
und Sowchosen. Ohne materiellen Anreiz, der 
in den Kommunen fehle, könne man keine gu-
ten Produktionserzeugnisse erzielen. Als der 
Senator einwarf, diese Auffassung erscheine ihm 
ziemlich kapitalistisch, antwortete Chruschtschow, 
der die „Theorie durch viele bedeutsame Gedan-
ken und neue Leitsätze bereichert" hat70): 
„Nennen Sie es, wie Sie wollen, es funktio-
niert" 71 ).

Die negativen Erfahrungen, die mit dem 
„Großen Sprung nach vorn“ in der Praxis ge- 
macht wurden, werden die Chinesen mehr als 
diese und andere kritische Äußerungen veran-
laßt haben, „den übereilten Versuch, unter nicht 
berangereiften Voraussetzungen zum Kommu-
nismus zu gelangen", zu verlangsamen, wie im 
Dezember 1958 das Zentralkomitee der chine-
sischen Partei e 72rklärte ).  Wenig später be-
stätigte Tschou-En-lai auf dem XXL Parteitag, 
daß die chinesische Partei die Pflicht anerkenne, 
die Reihe der internationalen kommunistischen 
Bewegung, an deren Spitze die KPdSU stehe, zu 
festigen, einen Standpunkt, den Mao Tse-tung 
schon auf der 40-Jahrfeier der Oktoberrevolu-
tion eingenommen hatte und der China in die 
vorderste Linie der Kämpfer gegen die jugo-
slawischen Revisionisten führte. Damit hatten 
die chinesischen Kommunisten die vorsichtige 
Unterstützung gewisser Unabhängigkeitstenden-

zen aufgegeben, die noch bei Tschou En-lais Be-
such in Polen (Januar 1957) erkennbar gewesen 
waren.

Wenn Tschou En-lai auf dem XXL Parteitag 
versicherte: „Die Sowjetunion und China sind 
sozialistische Bruderländer ... Die enge Freund-
schaft unserer beiden Länder ist ewig und un-
erschütterlich“, so liegt seinem Pathos nicht nur 
der Glaube an die „edlen Prinzipien des prole-
tarischen Internationalismus“ zugrunde, sondern 
auch die Einsicht, daß Rotchina seinen industri-
ellen Aufbau ohne sowjetische Hilfe kaum vor-
antreiben kann.

Politisch ist die chinesische Partei dagegen 
nicht im gleichen Grade von der KPdSU ab-
hängig. Der Kommunismus hat sich in Asien 
nicht zuletzt deshalb nach Stalins Tod so unge-
heuer ausgebreitet, weil Stalins Nachfolger seine 
doktrinären Ansichten aufgaben und eine fle-
xible, der chinesischen ähnliche Taktik gegen-
über der Nationalen Bougeoisie anwandten. Die 
Erfolge, die den kommunistischen Parteien 
Asiens dadurch zufielen, erhöhten das chine-
sische Prestige nicht weniger als das sowjetische. 
Die chinesische Partei nutzt dieses Prestige, um 
eine eigene Politik in Asien zu treiben. Dabei 
entspricht der linken innenpolitischen Linie der 
chinesischen Partei (Volkskommunen!) eine ra-
dikale Außenpolitik (Kämpfe in Tibet, Überfälle 
auf indisches Gebiet), die zu Konflikten mit der 
sowjetischen Koexistenzpolitik führt. Chru-
schtschow mahnte bei den Feiern zum 10. Jah-
restag der Volksrepublik China, eine friedliche 
Politik zu treiben und erklärte am 7. November 
1959 in Moskau, der Grenzstreit mit Indien sei 
eine „dumme Sache“ 73 ). Chruschtschow übt da-
mit unverkennbar Kritik an den chinesischen 
Friedensstörern, deren aggressiver Außenpolitik 
die linke Linie auf dem Gebiet der Ideologie 
entspricht und der sie folgen, seit die kurze 
Liberalisierungsperiode („Laßt hundert Blumen 
blühen") beendet ist. Eine Diktatur bringt sich 
selbst in Gefahr, wenn sie beginnt zu liberali-
sieren. Das dürften die Ereignisse in Polen und 
LIngarn den Chinesen gezeigt haben. So gehört 
die chinesische Partei seit den Novemberfeiern 
von 1957 zu den Vorkämpfern gegen den Revi-
sionismus.

Seit dem Frühjahr 1960 wandte sich die Kom-
munistische Partei Chinas aber unter dem Vor-
wand, gegen den Revisionismus zu kämpfen, 
auch öffentlich gegen die Grundlagen von Chru-
schtschows Koexistenzpolitik. In der Ausgabe 
der Zeitschrift des Zentralkomitees der Kommu-
nistischen Partei Chinas „Rote Fahne“ vom 
April 1960 erschien ein Artikel „Lange lebe 
der Leninismus", den die chinesische Partei in 
mehrere Sprachen übersetzen und zum Mißver-
gnügen der Russen im „Friedenslager" verteilen 
ließ. Der Artikel beruft sich nicht nur auf Lenin 
in der Ablehnung des „Gewaltlosen Übergangs 
und des parlamentarischen Weges zum Sozialis-
mus", sondern die Herausgeber der „Roten 
Fahne" führen ihn auch an, um zu beweisen, 
daß Chruschtschows auf dem XX. Parteitag auf-
gestellte Theorie, nach der Kriege in der mo-
dernen Welt vermieden werden können, unle-
ninistisch sei. Diese Vermeidbarkeit von Krie-
gen ist bald darauf von Otto Kuusinen, der die



Festrede zum 90. Geburtstag Lenins hielt, als 
Idee Lenins, als Grundlage »der ganzen sowje-
tischen Außenpolitik“ und als Folgerung aus 
dem XX. und XXL Parteitag bezeichnet wor-
den74 ). Was Kuusinen stolz ein „neues Wort“ 
der Partei im Marxismus nannte, lehnten die 
Chinesen nun glatt ab, die noch auf dem XXL 
Parteitag die führende Stellung im sozialisti-
schen Lager der KPdSU zugeschoben hatten. 
Offizielle sowjetische Stellen fuhren fort, die 
Innenpolitik und ideologisch-politische Auffas-
sungen der kommunistischen Partei Chinas zu 
kritisieren. In einem Artikel, der am 12. Juni 
1960 zum 40. Jahrestag des Erscheinens von 
Lenins Buch „Der linke Radikalismus — die 
Kinderkrankheit im Kommunismus“ in der 
Prawda (Moskau) veröffentlich wurde, kriti-
sierte M. Matkowski die „linken“ Kommu-
nisten, insbesondere den Versuch, „ganze histo-
rische Etappen zu überspringen". Damit wandte 
er sich gegen das chinesische Experiment, Volks-
kommunen einzuführen und zum Kommunismus 
überzugehen, ohne vorher den Sozialismus „auf-
gebaut“ zu haben. Matkowski griff ferner Kom-
munisten an, „die fälschlicherweise den Kurs 
auf die Erreichung der friedlichen Koexistenz 
von Staaten mit unterschiedlichen Systemen“ . .. 
sowie Verhandlungen zwischen führenden Poli-
tikern der sozialistischen und der kapitalisti-
schen Länder für eine Art Abkehr von den 
Positionen des Marxismus-Leninismus halten. 
Matkowski verteidigte also Chruschtschows Ko-
existenzpolitik und seine Verhandlungsdiploma-
tie, die von den Chinesen nicht nur in ihrer 
Presse kritisiert worden waren, sondern z. B. 
auch auf einer Tagung des Generalrates des 
Weltgewerkschaftsbundes, die Anfang Juni 1960 
in Peking stattgefunden hatte. Nach einer Veröf-
fentlichung im „L'Avanti“, dem Organ Nennis, 
vom 15. 6. 1960 haben die chinesischen Vertre-
ter dem Vorschlag des Sekretärs des Weltge-
werkschaftsbundes widersprochen, die Thesen 
Chruschtschows über die Entspannung und die 
Abrüstung zu unterstützen. Der Bericht von 
„L'Avanti“ wurde durch das Zentralorgan der 
Kommunistischen Partei Italiens „l'Unitä“ am 
19. 6. 1960 im wesentlichen bestätigt75 ). Die 
KPdSU faßte ihre Vorwürfe gegen die chinesi-
sche Partei in einem Rundbrief vom 21. 6. 1960 
an die Kommunistischen Parteien zusammen, 
der nicht nur den sowjetischen Standpunkt in 
den ideologischen Streitfragen bekräftigte, son-
dern die Chinesen auch beschuldigte gegen die 
Übereinkunft verstoßen zu haben, die auf der 
Moskauer Konferenz vom November 1957 er-
zielt worden war. Erneut vertrat Chruschtschow 
seine Koexistenzpolitik bei Gelegenheit des III. 
Parteitages der Rumänischen Arbeiterpartei 
(Juni 1960 in Bukarest) in Gegenwart von Spit-
zenfunktionären aller Kommunistischen Par-
teien. Als Ergebnis der Besprechungen ver-
öffentlichten 12 Kommunistische Parteien am 
24. Juni 1960 ein Kommunique. In ihm wurden 
die Prinzipien bestätigt, die in der Moskauer 
Erklärung vom November 1957 enthalten wa-
ren und die Chruschtschow als die Grundlage

76) Vgl. Edward Crankshaw in The Observer, 
London, 12. Februar 1961, S. 5.

77) Vgl. Est et Ouest, Paris 1958, Nr. 197, S. 18 
und Zeitschrift „Neuer Weg', Ostberlin 1959, Nr. 14, 
S. 1015.

78) Vgl. Probleme des Friedens und des Sozialis-
mus (Deutsche Ausgabe) Nr. 1/1959, S. 82.

79) Vgl. Probleme des Friedens und des Sozialis-
mus (Deutsche Ausgabe (Nr. 8/1959, S. 62 ff.

80) Vgl. Probleme des Friedens und des Sozialis-
mus (Deutsche Ausgabe) Nr. 10/1959, S. 70.

81) Vgl. Probleme des Friedens und des Sozialis-
mus (Deutsche Ausgabe) Nr. 1/1960, S. 67.

82) Vgl. den Bericht in Neues Deutschland (09' 
berlin) vom 24. 4. 1960. .,

83) Vgl. Lenin, Werke, Berlin 1955, Bd. 5, 5. * •

74) Vgl. O. W. Kuusinens Rede, die als Beilage 
zu der Zeitschrift „Die Sowjetunion heute* (Heft 14 
vom 10. Mai 1960 erschienen ist. Die Zeitschrift 
wird von der Botschaft der UdSSR in Bonn her-
ausgegeben.

75) Vgl. Le Monde (Paris), Selection Hebdoma- 
daire, Nr. 610 (23. 6. bis 29. 6. 1960). 

seiner Politik bezeichnet hatte. Der chine-
sische Standpunkt wurde insofern anerkannt, 
als es in dem Kommunique hieß, solange der 
Imperialismus bestehe, sei die Grundlage für 
Angriffskriege gegeben. Dennoch unterzeichnete 
Peng Tschen, der chinesische Vertreter, das 
Kommunique nur unter Protest. Im Anschluß 
an diesen Parteitag fand eine weitere Konferenz 
von zahlreichen Vertretern Kommunistischer 
Parteien statt, auf der Chruschtschow Mao 
Tse-tung scharf angriff, indem er ihn einen 
Ultra-Linken, einen Ultra-Dogmatiker nannte 
und erklärte, die Chinesen wüßten nichts vom 
modernen Krieg. In einer scharfen Erwiderung 
beschuldigte. Peng Tschen Chruschtschow, das 
Bukarester Treffen zu benutzen, um das An-
sehen der Chinesischen Partei herabzusetzen 76 ). 
Dennoch kam man überein, im November 1960 
über die Streitfragen eine neue Konferenz abzu-
halten und sie durch eine Kommission, in der 
26 Kommunistische Parteien, darunter die KPD,

Eine neue internationale Zeitschrift
Die internationale theoretische Zeitschrift 

(Titel: „Probleme des Friedens und des Sozialis-
mus“), deren Erscheinen seit November 1957 
mehrfach angekündigt worden und die im Au-
gust 1958 herausgekommen ist, wird dazu bei-
tragen, die Moskauer Linie den kommunisti- 
shen Parteien bekanntzumachen. Sie wird ihren 
Anteil an der Aufgabe zu erfüllen haben, die 
vor den sowjetischen Kommunisten liegt: Die 
Einheit des „sozialistischen Lagers“ zu festi-
gen. In der Redaktion vertritt Alexej Rumjan-
zew die KPdSU, der vorher Chefredakteur des 
Moskauer „Kommunist" war. Für die SED und 
die KPF sind Lene Berg, vorher Direktorin des 
Instituts für Gesellschaftswissenschaften im ZK 
der SED, und Jean Kanapa (Zentralkomiteemit-
glied) in der Redaktion tätig 77 ). Auch die ande-
ren großen kommunistischen Parteien haben 
ihre Vertreter entsandt. Insoweit ähnelt die Zu-
sammensetzung der Redaktion der des Komin- 
formblattes. Ob auch die Praktiken herrschen 
die beim Kominformblatt üblich waren, um die 
sowjetische Kontrolle sicherzustellen (z. B. Vor-
zensur der einzelnen Nummern in Moskau), 
wird sich noch herausstellen. Die Zeitschrift be-
gann, anders als das Organ des Kominform, 
bald nach ihrem Entstehen eine bemerkenswerte 
Aktivität zu entfalten. Schon im Oktober 1958 
wirkten ihre Vertreter an einer Konferenz von 
Kommunisten aus 10 Parteien Europas, Ameri-
kas und Asiens „Über die derzeitigen Formen 
und Methoden der Ausbeutung in den kapita-
listischen Betrieben“ mit, die in Rom statt-
fan 78d ).

Im Mai 1959 referierte der Chefredakteur 
der Zeitschrift A. Rumjanzew in Leipzig auf 
einer Tagung von Vertretern 14 europäischer, 

-asiatischer, afrikanischer und südamerikanischer 
kommunistischer Parteien „Über die Rolle der 
Bougeoisie in der nationalen Befreiungsbewe- 

vertreten sein sollten, gründlich vorbereiten zu 
lassen.

Während die Vorbereitungen für diese Kon-
ferenz noch im Gange waren, zogen die Russen 
im August 1960 ihre Techniker aus China zu- 
rüde, was — im Falle des jugoslawisch-sowjeti-
schen Konflikts von 1948 — als Zeichen tief-
gehender Differenzen gewertet werden konnte. 
Einen neuen Höhepunkt erreichte die Diskus-
sion, die öffentlich und zwischen den Parteien 
fortgesetzt wurde, als die Chinesen in einem 
Brief vom 10. September die Vorwürfe beant-
wortete, die von der KPdSU in dem erwähnten 
Rundschreiben vom 21. Juni erhoben worden 
waren. Die chinesische Antwort wurde auch 
anderen kommunistischen Parteien zugestellt. 
In ihr waren bereits die Argumente enthalten, 
die auf der Moskauer Konferenz vom November 
1960 von der chinesischen Delegation vorge-
bracht werden sollten.

gung79)“. Im Juli 1959 lud die Redaktion zu 
einem „Meinungsaustausch über theoretische 
Fragen ein, die mit
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 der Integration Westeuropas 
Zusammenhängen", wozu in Prag Vertreter von 
11 Kommunistischen Parteien erschienen ). 
Schon am 25. August 1959 versammelten sich 
erneut kommunistische Theoretiker und Histori-
ker aus 25 Ländern unter Teilnahme von Ver-
tretern der Redaktion der internationalen Zeit-
schrift, diesmal in Bukarest, um den „Kampf der 
kommunistischen und Arbeiterparteien gegen 
den Revisionismus" zu 81erörtern ). Am Sitz der 
Zeitschrift in Prag ist inzwischen ein „Redak- 
tionsrat“ gebildet worden, an dessen Tagung 
vom 13.—16. April 1960 Vertreter von 36 
kommunistischen und Arbeiterparteien teilnah-
men 82 ). Die innere Gliederung der Redaktion 
umfaßt aber nicht nur den Redaktionsrat, son-
dern auch eine Anzahl einzelner Abteilungen, 
von denen z. B. die Abteilung für die Nationale 
Befreiungsbewegung bereits am 25. September 
1958 vom Radio Nord-Korea erwähnt wurde, 
während Radio Moskau (interner Dienst) am 
20. Januar 1960 einen Abteilungsleiter, I. T. 
Winogradow nannte. Das Bestehen eines Re-
daktionsrates und verschiedener Fachabteilun- 
gen der Redaktion, ferner die Tatsache, daß 
zahlreiche kostspielige Konferenzen über Pro-
bleme des internationalen Kommunismus seit 
dem Entstehen der Zeitschrift teils von ihr ver-
anstaltet, teils von ihren Vertretern beeinflußt 
worden sind, zeigen, daß die Redaktion sich 
nicht nur damit befaßt, die Zeitschrift herauszu-
geben.

Die Zukunft wird lehren, ob die Zeitschrift 
— Lenin’schen Prinzipien entsprechend — auch 
ein kollektiver Organisator sein, also zum Vor-
läufer einer neuen 
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werden wird ).



Der proletarische Internationalismus von heute
Die Bewegung, die im internationalen Kom-

munismus seit Stalins Tod entstanden war, dau-
ert noch an. Jugoslawien befindet sich zwar in 
einer ähnlichen Position wie in den Konflikts-
jahren. Die Stimmen im heutigen „Friedensla-
ger" sind jedoch nicht von der Einheitlichkeit, 
die Stalin dem „Titoismus" gegenüber erzwun-
gen hatte. Den schärfsten, den chinesischen Kri-
tikern stehen gemäßigte polnische Äußerungen 
gegenüber. Gomulka wandte sich erst nach lan-
gem Zögern gegen die heutige jugoslawische 
Politik, wobei er, von chinesischen und sowje-
tischen Äußerungen abweichend, die gesamte 
Kom 84informpolitik erneut ablehnte ).  Polen 
hat also noch nicht in den Zustand der Bot-
mäßigkeit zurückversetzt werden können, in 
dem es wie alle „Volksdemokratien" unter Sta-
lins Herrschaft gehalten wurde.

Da es der sowjetischen Führung zur Zeit 
aussichtslos erscheinen muß, Jugoslawien dem 
Ostblock zurückzugewinnen, bemüht sie sich 
um so mehr die Risse in dem ihr verbleibenden 
Lager zu kitten, die 1956 entstanden und seit 
dem wiederholt sichtbar geworden sind.

Die Spaltungserscheinungen wurden in den 
verschiedensten Parteien sichtbar und hatten 
keine Verbindung zueinander, ein sicheres An-
zeichen dafür, daß eine echte Krise vorlag.

So entstand in der Kommunistischen Partei 
der USA nach dem XX. Parteitag eine rechte 
Gruppe, geführt von John Gates, dem Heraus-
geber des „Daily Worker“ (New York). Ihr 
standen die moskautreuen Anhänger des Vete-
ranen William Z. Foster gegenüber. Die pro-
sowjetische Fraktion der Partei benutzte die 
Erklärung der 12 Parteien vom November 1957, 
um gegen John Gates vorzugehen, der im 
»Daily Worker“ ein wertvolles Instrument be-
saß, um seine Gedankengänge zu verbreiten. 
Daher beschlossen die führenden Parteiorgane, 
die Veröffentlichung des „Daily Worker" vor-
übergehend einzustellen. Im Januar 195
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Gates die Partei ).  Die prosowjetische Fraktion 
hatte gesiegt.

In der Labor Progressive Party (LPP) Canadas 
entwickelte sich nach dem Moskauer XX. Partei-
tag eine akute Krise, die auf dem 6. National-
konvent der LPP (April 1957) kulminierte und 
zum Rücktritt I. B. Salsbergs und anderer Par-
teifunktionäre führte. Eine andere Gruppe un-
abhängiger kanadischer Marxisten, geführt von 

enry Gagnon, setzte die Opposition gegen die 
moskautreue Majorität der LPP fort. In Mont- 
Teal gründeten Gagnons Anhänger den „Coun- 
C of Socialist Clubs“, dessen Mitglieder An- 
ang 1958 aus der LPP ausgeschlossen wurden. 
Aon den europäischen Parteiführern hatte 
p Se: Larsen, der Vorsitzende der dänischen 

artei, im Sommer 1958 vor seinem Zentral-
omitee eine Erklärung abgegeben, die Unab- 
angigkeitsregungen gegenüber Moskau und

ter) Am Juni 1958 vor Danziger Werftarbei- 
DeutscEi szugsweise wiedergegeben in Neues85)Shland (Ostberlin) vom 29. 6. 1958).
Communist.ohn Gates, „The Story of an American 
nomarinist YeW York 1958, S. 191 und B. N. Po- 
wegun , internationale kommunistische Be- 
(MoskX n einer neuen Etappe". „Kommunist“ 
natiönau)Nr. 15/58, abgedruckt in „Aus der inter- 
13, 12, 1958 sreiterbewegung", Nr. 23/59 vom 

eine positive Bewertung des jugoslawischen Pro-
gramms erkennen ließ. Er wurde nicht nur von 
der Moskauer „Prawda", sondern auch von 
treuen Parteigängern der KPdSU, z. B. von Paul 
de Groot, dem Generalsekretär der Kommunisti-
schen Partei der Niederlande, und Hermann Ma-
tern, Politbüromitglied der SED, heftig ange-
griffen86 ). Das Zentralkomitee der dänischen 
Partei widerstand diesem Druck nicht und schloß 
Larsen am 15. November 1958 aus, der am 15. 
Februar 1959 die neue „Sozialistische Volks-
partei" bildete. Bei den Wahlen vom 15. No-
vember 1960 verlor die dänische Kommu-
nistische Partei 2/3 ihrer Stimmen und alle 
Sitze im Parlament, während Larsens „Sozia-
listische Volkspartei" 11 Sitze gewann.

86) Vgl. Prawda (Moskau) vom 17. Oktober 1958, 
De Waarheid (Amsterdam) 26. und 27. September 
1958 und Neues Deutschland (Ostberlin) vom 24. 
Oktober 1958.

87) Der Bericht, den de Groot über die „Brug- 
Gruppe“ auf dem XIS. Parteitag der CPN erstat-
tete, ist in Ostprobleme, 11. Jahrgang Nr. 7, vom 
3. 4. 1959 S. 220 ff.) abgedruckt,

88) Vgl. N. S. Chruschtschow „Uber die Kontroll-
ziffern für die Entwicklung der Volkswirtschaft in 
der UdSSR in den Jahren 1959 bis 1965“ (Rede auf 
dem XXI. Parteitag) Ostberlin 1959, S. 105.

89) Vgl. M. R. Masani, a.a.O., S. 221 und Over- 
street/Windmiller, a.a.O., S. 450. Mögen diese Zah-
len auch nicht ganz zutreffen, so ist doch ihr Ver-
hältnis bemerkenswert.

90) Vgl. „Aus der Internationalen Arbeiterbewe-
gung", Ostberlin, Nr. 2 (88) vom 25. Januar 1958, 
S. 16.

91) Vgl. XXI. Parteitag der KPdSU, „Aus den 
Diskussionsreden zu internationalen Fragen“, Ost-
berlin 1959, S. 93 (Kuusinen). S. 116 (Tschou En-
lai), S. 123 (Gomulka).

92) Vgl. „Aus der Internationalen Arbeiterbewe-
gung", Heft 6/1958, S 12, Heft 13/1958, S. 3, ferner: 
„Probleme des Friedens und des Sozialismus“, 
(deutsche Ausgabe), Heft 8/1959, S. 62.

Auch in den Niederlanden wurde die Kom-
munistische Partei gespalten, weil oppositionelle 
Kommunisten, geführt von dem früheren Par-
teivorsitzenden Gerben Wagenaar und dem Ge-
werkschaftsführer Bertus Brandsen, sich nach 
dem XX. Parteitag der KPdSU nicht damit ab-
finden konnten, daß durch den Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei der Niederlande, 
Paul de Groot, der alte Kurs weiterverfolgt 
wurde. Anfang 1958 wurde von Brandsen eine 
neue holländische Gewerkschaft, die EVC, ge-
gründet und im April 1958 bildeten die Oppo-
sitionellen die sogenannte „Brug" (Brücke)- 
Gruppe, aus der im Juli 1959 die Socialistische 
Werkers Partij (S
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hervorging ).

Chruschtschow reagierte auf diese und ähn-
liche Spaltungserscheinungen gut stalinistisch, 
indem er die Oppositionellen auf dem XXL Par-
teitag der KPdSU (27. Januar bis 5. Februar 
1959) als „Abschaum" bezeichnete, „der die 
reine Quelle der kommunistischen Bewegung 
verschmutzte 88) .

Dieser „Abschaum“ deutete auf eine gewisse 
Schwäche der kommunistischen Bewegung in den 
westlichen Ländern, die nach Stalins Tod ein-
getreten war. In den unterentwickelten Gebie-
ten, insbesondere Asien, verlief die Entwicklung 
dagegen anders. Der Kommunismus in Asien 
hatte einmal einen Machtzuwachs durch Mao 
Tse-tungs Sieg errungen. Zum anderen aber 
profitierten die Kommunistischen Parteien Asi-
ens davon, daß sich Stalins Nachfolger entschlos-
sen, mit der Nationalen Bougeoisie der Entwick-
lungsländer (Ägypten, Indien, Indonesien) zu-
sammenzuarbeiten. Die Mitgliederzahl der in-
dischen Partei stieg von etwa 50 000 i

89
m Jahre 

1953 auf 230 000 im Jahre 1958 ). Die indo-
nesische Partei beansprucht noch weit mehr an-

gewachsen zu sein (1948: 2000; 1956:1 500 000 
Mitglieder) 90 ).

Wenngleich der XXL Parteitag hauptsächlich 
wirtschaftliche Fragen zum Gegenstand hatte, 
so nahmen doch — anders als noch beim XX. 
Parteitag — sowohl Chruschtschow als auch die 
wichtigsten Gäste zu den inzwiscien so bren-
nend gewordenen Fragen des proletarischen In-
ternationalismus Stellung. Die Debatte be-
faßte sich insbesondere mit der „führenden 
Rolle“ der KPdSU bzw. der Sowjetunion, die 
nach der Erklärung der 12 Parteien vom No-
vember 1957 viel diskutiert worden war. Ohne 
hier auf die Nuancen einzugehen, in denen sich 
die Äußerungen führender Kommunisten zur 
Frage der „führenden Rolle" der KPdSU unter-
scheiden, ist hervorz”heben, was sich seit Stalins 
Herrschaft gewandelt hat81). 1949 war prole" 
tarischer Internationalist nur, wer „bedingungs-
los für die Verteidigung der Sowjetunion" ein-
trat, wer „bedingungslos die Führung der So-
wjetunion und der KPdSU im Lager des Frie-
dens“ anerkannte. Heute wird — mindestens 
theoretisch — nicht mehr verlangt als ein Aner-
kenntnis der „historischen Rolle“ der KPdSU 
und der Tatsache, daß die Sowjetunion an der 
Spitze des „sozialistischen Lagers" steht.

An dieser Beschränkung wird ebenso wie an 
den Spaltungstendenzen kenntlich: die kommu-
nistische Weltbewegung hat nicht mehr die 
starre Geschlossenheit wie unter Stalin. Regio-
nale Konferenzen von kommunistischen Par-
teien, die im Gegensatz zur Kominternpraxis in 
den Moskauer Beratungen vom November 1957 
und 1960 zugelassen worden sind, haben inzwi-
schen mehrfach stattgefunden, z. B. im März 
1958 eine Konferenz der kommunistischen Par-
teien Frankreichs und der Beneluxstaaten, im 
Juni 1958 eine Konferenz von 15 Parteien in 
Berlin, am 1. April 1959 eine Beratung west-
europäischer Parteien, Ende Mai 1959 eine Kon-
ferenz von Vertretern kommunistischer Parteien 
in Leipzig und im November 1959 in Rom eine 
Konferenz von europäischen kommunistischen 
Parteien. Diese Konferenzen befaßten sich über-
wiegend mit dem Kampf der Kommunisten ge-
gen die deutsche Wiederbewaffnung und gegen 
die europäische Wirtschaftgemeinschaft, jedoch 
wurde auch die Rolle der Nationalen Bourgeoi-
sie in den Ent 92wicklungsländern erörtert ). Re-
gionale Zentren sind aus derartigen Zusammen-
künften bisher nicht hervorgegangen.

Andererseits lädt die Ausbreitung des Kom-
munismus über große Teile der Erde, in denen 
ganz verschiedene Bedingungen herrschen, dazu 
ein, regionale Zentren zu bilden. In über 80 
Ländern der Erde bestehen kommunistische Par-
teien, von denen 13 Regierungsparteien sind. 
Zu diesen 13 Parteien gehören etwa 80 Pro-
zent der kommunistischen Parteimitglieder in 
der Welt (80 Prozent von insgesamt 30—3 5 Mil-



lionen). 4/5 der 4 Millionen Mitglieder, die 
außerhalb des kommunistischen Blocks leben, 
verteilen sich auf die Kommunistischen Parteien 
Indiens, Italiens, Frankreichs und Indonesiens. 
26 Prozent der Erdoberfläche und 35 Prozent 
der Weltbevölkerung sowie ein Drittel der 
Weltindustrieproduktion nehmen die Kommu-
nisten für sich in 93 Anspruch ).  Diese imponie-
renden Zahlen sagen einiges über den Welt-
kommunismus von heute. Stark an Zahl sind die 
Kommunistischen Parteien dort, wo die kommu-
nistische Staatsmacht alle Gegner aus dem Wege 
räumte. In den meisten Ländern der westlichen 
Welt dagegen fallen seit 1945 sowohl Mitglie-
derzahlen als auch Wahlresultate ständig. Die 
Ideen der kommunistischen Bewegung haben 
Anziehungskraft eingebüßt. Der Kommunismus 
geht nicht mehr um in Europa wie ein Gespenst 
— so Marx und Engels im Kommunistischen 
Manifest —; seine Fortschritte in Osteuropa be-
ruhen auf der Stärke der sowjetischen Bajonette. 
In Asien hat der Kommunismus große Anhän-
gerschaft gev innen, soweit er sich mit der Na-
tionalen Bourgeoisie verbündete. Da dieses 
Bündnis taktischer Natur ist, wird es kaum von 
Dauer sein.

Bei Beratungen der sowjetischen Partei mit 
den Bruderparteien haben deren Funktionäre 
unmittelbaren Kontakt mit der KPdSU. Die 
Verbindung zu ihnen wird aber auch durch Mit-
glieder des sowjetischen Staatssicherheitsdienstes 
gehalten, die den Botschaften der Sowjetunion 
zugeteilt sind 94). Es ist beobachtet worden, daß 
finanzielle Zuschüsse, die den kommunistischen 
Parteien der freien Welt übermittelt werden, 
durch die Hände dieser sowjetischen „Diploma-
ten“ laufen95 ). Auch bei der Information der 
kommunistischen Parteien über den Konflikt 
Chruschtschows mit Malenkow, Molotow und 
Schepilow dürften die sowjetischen Botschaften 
eine Rolle gespielt haben. Der sowjetische 
Staatssicherheitsdienst (zur Zeit KGB genannt) 
versieht, indem er durch seine Vertreter in den 
sowjetischen Botschaften derartige Dienste lei-
stet, gewisse Funktionen der früheren Komin-
ternabteilung OMS96 ). Die finanzielle Abhän-
gigkeit der nichtsowjetischen kommunistischen 
Parteien der freien Welt besteht nicht überall 
mehr im gleichen Grade wie zur Zeit der Ko-
mintern. Die KPD erhielt einst große finanzielle 
Zuschüsse von der III. Internationale. Heute 
wird ihre illegale Arbeit von der sowjetzonalen 
SED finanizert. Die französische und italieni-
sche Partei haben durch ihren Aufstieg zu Mas-
senparteien, die damit verbundenen hohen Ein-
nahmen aus Mitgliederbeiträgen und ihren 
Rückhalt in einem Teil der Gemeinden ihrer

93) Diese Zahlen, die annähernd zutreffen dürf-
ten, sind dem Zentralorgan der KPdSU Partijnaja 
shisnj Nr. 14/1957, S. 49 ff., entnommen und er-
gänzt worden durch Angaben, die bei den Novem-
berberatungen von 1960 in Moskau gemacht wor-
den sind.

94) Anders liegen die Verhältnisse in West-
deutschland, dessen — seit dem 17. 8. 1956 ver-
botene — kommunistische Partei nicht unmittelbar 
von der KPdSU, sondern durch die .Staatspartei* 
der Sowjetzone, die SED, kontrolliert wird. Die 
SED deckt auch den überwiegenden Teil der finan-
ziellen Bedürfnisse der westdeutschen KPD.

95) So übergab im Oktober 1953 ein sowjetischer 
MWD-Beamter dem Generalsekretär der austra-
lischen kommunistischen Partei 25 000 amerika-
nische Dollars (vgl. Report of the Royal Commis-
sion on Espionage, Sidney 1955, S. 102).

96) KGB bedeutet Komitet Gosudarstwennoj Be- 
sopasnosti = Komitee für Staatssicherheit.

97) Vgl. R. Jensen, .En omtumlet Tilvaerelse“, 
a.a.O., S. 99 ff.

98) Vgl. Angaben des polnischen Kommunisten 
Seweryn Bialer, abgedruckt in .Hinter dem Eiser-
nen Vorhang*, München 1956, Heft 10, S. 17 ff.

99) Vgl. Aksel Larsens Bericht an das ZK der
Dänischen Partei vom 18. Juni 1958.

Länder sowie durch wirtschaftliche Unterneh-
mungen, mit denen sie sich befassen, beträcht-
liche finanzielle Mittel im eigenen Land gewon-
nen. Verändert ist die Lage auch für die Par-
teien, die — wie in den Volksdemokratien und 
China —in ihren Ländern zur Macht gelangt sind. 
Sie decken ihre materiellen Bedürfnisse, so-
weit die hohen Einnahmen aus Mitgliedsbei-
trägen nicht ausreichen, durch Inanspruchnahme 
der Staatsfinanzen. So bleiben auf sowjetische 
Finanzhilfe in erster Linie die kommunistischen 
Parteien angewiesen, die sich nicht selbst erhal-
ten können, z. B. weil sie in ihren Ländern un-
bedeutende Minderheiten bilden. So hat z. B. 
die dänische Partei auch nach 1945 noch so-
wjetische Finanzhilfe erhalten97 ). Je größer 
der Mitgliederschwund ist, dem sich eine Anzahl 
von Parteien in der freien Welt (z. B. die eng-
lische und die italienische kommunistische Par-
tei) nach 1956 gegenübersahen, desto mehr ge-
raten auch sie in die Lage, von finanziellen Zu-
wendungen der KPdSU abhängig zu werden.

Die Zentralkomitees der kommunistischen 
Parteien haben schon in verschiedenen Fällen 
geheime Rundschreiben des ZK der KPdSU er-
halten, die sie über bestimmte Fälle unterrich-
ten oder die sowjetische Linie zu bestimmten 
Problemen enthielten. So sind derartige Rund- 
schreiben im Herbst 1953 versandt worden, um 
die Beseitigung Berijas zu begründen. Im Februar 
1955 erläuterte ein ähnliches Rundschreiben, wa-
rum Malenkow z 98urückgetreten sei ). Die Be-
schlüsse des sowjetischen ZK, die sich gegen 
Molotow, Malenkow, Kaganowitsch und Sche-
pilow richteten, sind den kommunistischen Par-
teien sogar vor der Veröffentlichung angekün-
digt worden. „Vertrauliche Informationen“ hat 
das ZK der KPdSU ferner im Frühjahr 1958 
benutzt, um die Bruderparteien zu veranlassen, 
keine Delegationen zum Parteitag des Bundes 
der Kommunisten Jugoslawiens zu senden99 ).

Große internationale Veranstaltungen der 
kommunistisch gelenkten Organisationen, z. B. 
der Völkerkongreß für den Frieden, der im De-
zember 1952 in Wien stattfand, oder die Kon-
gresse des Weltgewerkschaftsbundes, bieten den 
international arbeitenden Funktionären weitere 
Gelegenheiten, abseits vom Getriebe der Mas-
senkundgebungen zusammenzutreffen und die 
Moskauer Linie zu übernehmen.

Das wichtigste Mittel aber, die Einheit des 
Weltkommunismus zu gewährleisten, sind heute 
die großen Konferenzen geworden, zu denen die 
Spitzen der kommunistischen Parteien sich ver-
einigten (1957: 40 Jahrfeier der Oktoberrevo-
lution, 1960: Novemberberatungen in Moskau) 
und die an Bedeutung den Kominternkongressen 
gleichkommen.

Einzelne prominente Kommunisten werden 
auch heute noch (zu Erholungsaufenthalten, zur 
Behandlung von Krankheiten) in die Sowjet-
union eingeladen. Eine größere Zahl von kom-
munistischen Funktionären aus aller Welt hat 
in den letzten Jahren die „Höhere Parteischule“ 
in der Sowjetunion besucht. Auf diese Weise 

werden Bindungen an die KPdSU und an die 
Sowjetunion geschaffen, die einen nicht'uner-
heblichen Faktor bei der Leitung der kommu-
nistischen Weltbewegung darstellen.

Die Notwendigkeit, „die Reihen der kom-
munistischen Parteien zu festigen“, ist, wie 
schon erwähnt wurde, auch im ZK der KPdSU 
eingesehen worden. Allerdings legen die füh-
renden sowjetischen Funktionäre keinen Wert 
darauf, die führende Position offen hervorzu-
heben. Die Präsidiumsmitglieder M. A. Suslow 
und Otto W. Kuusinen, die beide auch dem 
Sekretariat angehören, befassen sich intensiver 
als vor 1956 mit den Problemen der Bruder-
parteien, wobei Suslow, der auf dem XIV. und 
XV. Parteitag der KPF (Juli 1956 in Le Havre 
und Juni 1959 in Paris) erschien, für West-
europa und Kuusinen für Skandinavien und 
Deutschland zuständig zu sein scheinen. Auch 
Parteitage kleinerer Parteien werden durch Be-
suche sowjetischer Delegationen ausgezeichnet. 
So besuchte, erstmalig seit 1945, eine Dele-
gation der KPdSU, der O. W. Kuusinen und 
Boris Ponomarjew angehörten, den Parteitag 
der illegalen KPD, der im Juni 19-57 in der 
Sowjetzone stattfand 100 ). Auch der Parteitag 
der KP Großbritanniens (27. bis 31. März 1959) 
wurde, erstmalig in der Geschichte dieser Par-
tei, durch eine sowjetische Delegation beehrt, 
die Alexej Rumjanzew führte101 ). Um die Ein-
heit der Arbeiterbewegung zu festigen, erschien 
N. S. Chruschtschow am 7. März 1959 sogar in 
Leipzig auf der IX. Gesamtdeutschen Arbeiter-
konferenz, einer Veranstaltung, die dazu dienen 
soll, die Aktionseinheit zwischen westdeutschen 
Arbeitern und den in Mitteldeutschland herr-
schenden Kommunisten herzustellen. Er führte 
manchen durch längst verklungene internationa-
listische Töne, die er a 102nschlug :

„Aber ich bitte Sie, Genossen, in mir nicht 
nur einen Vertreter meines Volkes zu sehen. 
Ich bin in erster Linie Kommunist, Mitglied 
der Kommunistischen Partei.“

Aus allem, was angeführt worden ist, geht 
hervor, daß sich das Verhältnis zwischen der 
KPdSU und den Bruderparteien heute anders 
gestaltet als in den Zeiten von Komintern und 
Kominform. Zwar bestehen weder internatio-
nale Apparate der OMS, noch herrscht die strikte 
Disziplin, die Stalin auch nach Auflösung der 
Komintern bis zu seinem Lebensende verlangte, 
aber im ZK der KPdSU werden die Angelegen-
heiten der kommunistischen Parteien intensiv 
im sowjetischen Sinne bearbeitet. Zwei Abtei-
lungen im Apparat ches Zentralkomitees befassen 
sich mit der Verbindung zu anderen kommuni-
stischen Parteien. Dazu gehört die „Abteilung 
für Verbindungen mit den Kommunistischen und 
Arbeiterparteien der sozialistischen Länder“, in 
der auch die Angelegenheiten der europäischen 
kommunistischen Parteien behandelt wurden, 
soweit sie dem Ostblock angehören, also auch 
die Verbindung zur sowjetischen „Sozialistischen 
Einheitspartei Deutschlands“. Abteilungsleiter 
ist Juri Wladimirowitsch Andropow, der zur Zeit 
des ungarischen Austandes sowjetischer Bot-

100) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 
18. 6. und 30. 6. 1959.

101 Vgl. »Probleme des Friedens und des Sozia- 
lismus*, Dietz-Verlag, Ostberlin, Nr. 6/1959, S. 68.

102) VgL Neues Deutschland (Ostberlin) vom 
27. März 1959, S. 5. 



schafter in Budapest war. Er wird vertreten von 
I. N. Medwedejew. Die Angelegenheiten der 
SED bearbeitet P. F. Ryzhkow.

Die andere Abteilung heißt „Internationale 
Abteilung“. Sie hat sich mit den kommunisti- 
schen Parteien der freien Welt zu befassen und 
ist in den Gruppen unterteilt, zu denen jeweils 
mehrere Kommunistische Parteien gehören. Eine 
dieser Gruppen ist für die westdeutsche KPD zu-
ständig.

Wie schon erwähnt, werden außerdem von der 
KPdSU gewisse staatliche Institutionen der So-
wjetunion (z. B. Vertreter der KGB im Ausland)

Die Beratungen vom November 1960 in Moskau
Schon im Oktober 1960 kamen Vertreter von 

26 kommunistischen Parteien in Moskau zusam-
men, um unter dem Vorsitz von M. A. Suslow 
eine Erklärung zu redigieren, die der kommen-
den Diskussion zugrundegelegt werden sollte. 
Diese Reda
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ktionskommission, so nannte sie 

Hermann Matern ), einigte sich jedoch nicht 
auf einen gemeinsamen Entwurf, weil der chine-
sische Vertreter scharf opponierte.

In den Novemberberatungen aller Parteien 
kam es zum Entsetzen der Führer insbesondere 
der westeuropäischen Kommunisten zu schärf-
sten Auseinandersetzungen zwischen der so-
wjetischen und 104der chinesischen Partei ). Chru-
schtschow zeigte, daß er massive Demagogie 
nicht nur in Paris und New York, sondern sei-
nen Genossen gegenüber anwenden kann.

Persönlich Angriffe gegen 
Mao Tse-tung:

Chruschtschow warf ihm vor,

a) er sei ein zweiter Stalin und lasse Personen-
kult mit sich treiben,

b) er vergesse alle Interessen außer den eigenen, 

c) er ignoriere die Realitäten der modernen
Welt, insbesondere die Gefahren des Atom-
krieges,

d) er betreibe eine Aggressionspolitik gegen-
über Indien.

Persönliche Angriffe gegen 
Chruschtschow:

Für die chinesische Partei gab Generalsekretär 
Tseng Hsiaoping die Vorwürfe zurück.

a) Er habe auf dem XX. Parteitag Stalin herab-
gesetzt und eine neue politische Linie ein-
geführt, ohne die Bruderparteien zu befra-
gen.

b) Er habe im Oktober 1956 zu Unrecht ge-
gen Polen mobilgemacht, aus Ungarn habe 

gelegentlich benutzt, um die Verbindung zu 
ausländischen Kommunistischen Parteien zu 
halten und ihnen finanzielle Mittel zu über-
bringen. Dadurch hat jedoch nicht der Prestige-
verlust wettgemacht werden können, den die 
KPdSU durch die Krise des Internationalis-
mus erlitten hat, die nach den Ereignissen des 
Jahres 1956 eintrat und im Jahre 1960 durch 
den öffentlich ausgetragenen sowjetisch-chine-
sischen Disput neu belebt wurde. Das wurde 
nicht nur den Führern der Kommunistischen 
Parteien, sondern auch der Weltöffentlichkeit 
nach Abschluß der Beratungen klar, die im No-
vember 1960 in Moskau stattfanden.

er sich aber zurückziehen wollen, was von 
China verhindert worden sei.

c) Er habe an der Spitze der sowjetischen Par-
tei eine revisionistische Politik gemacht.

d) Die sowjetische Hilfe für Indien und Ägyp-
ten sei ein opportunistischer Fehler gewe-
sen.

e) Um der Entspannung mit Amerika willen 
habe er Interessen Chinas geopfert.

f) Die von ihm geleitete KPdSU habe ihre 
Verantwortlichkeit als führende Partei 
außer acht gelassen.

Ideologische Gegensätze

Die in den letzten Jahren aufgetauchten 
Streitfragen ideologischer Art wurden erneut be-
handelt, aber nicht gelöst:

a) die Frage, ob Kriege in der modernen Welt 
unvermeidbar sind, wurde von den Chinesen 
unter Berufung auf Lenin bejaht, von den 
Russen aber verneint.

b) Die russische Ansicht, daß lokale Kriege zu 
allgemeinen Kriegen führen müßten, wurde 
von den Chinesen — unter Hinweis auf das 
nach ihrer Darstellung erfolgreiche sowjeti-
sche Eingreifen im Suez-Konflikt von 1956 
— bestritten.

c) Die Politik der friedlichen Koexistenz wurde 
von den Russen als dauernd zu befolgende 
Linie bezeichnet, während die Chinesen sie 
nur als vorübergehende Taktik anerkennen 
wollten.

d) Die Chinesen erklärten — gegen die Rus-
sen — eine Fraktionsbildung für zulässig, in-
dem sie daran erinnerten, daß Lenin die So-
zialdemokratische Arbeiterpartei Rußlands 
gespalten und schließlich doch die Mehrheit 
errungen habe.

Angriffe der Chinesen richteten sich auch gegen 
die kommunistischen Parteien in den westlichen 
Industrieländern, deren magere Arbeitsergeb-
nisse sie kritisierten und von denen sie Kampf-
maßnahmen gegen die Kapitalisten forderten.

Die wahren Gründe des Konflikts

Der Kernpunkt des Streits in ideologischen 
Differenzen zu sehen, würde ebenso verfehlt 
sein wie zu übersehen, daß durch die persön-
lichen Angriffe die Risse noch vertieft worden 
sind. Die wahren Gründe des Konflikts liegen 
in einem Widerstreit der nationalen Interessen 
Chinas und der Sowjetunion.

Die Sowjetunion hat ein gewisses Niveau des 
wirtschaftlichen Aufbaus, der Industrialisierung 
erreicht, das durch einen Krieg aufs höchste ge-
fährdet wäre. In dieser Situation stellt sie ge-
gen ihre Nachbarn keine territorialen Ansprüche, 
erwartet dagegen, daß die Herrschaft des Kom-
munismus durch innere Zersetzung der kapita-
listischen Länder ausgedehnt werden könne.

China dagegen ist weder hoch industrialisiert, 
noch saturiert, wie allein seine Ansprüche auf 
Formosa und auf indisches Gebiet zeigen, die 
kaum realisiert werden können, solange die ge- 
gegenwärtige sowjetische Friedenspolitik an-
dauert. Die ideologisch verbrämten chinesischen 
Proteste gegen die sowjetische Hilfe für Indien 
und Ägypten beruhen auf dem Wunsch der 
Chinesen, mehr sowjetische Unterstützung für 
den Aufbau des eigenen Landes zu erhalten.

Von diesem Interessenkonflikt her sind zu 
verstehen: die chinesische Haltung in der Frage 
des Atomkrieges und der Kriege überhaupt, 
der Widerspruch gegen die Politik der Fried-
lichen Koexistenz und der chinesische Protest 
gegen die sowjetische Hilfe für Indien und 
Ägypten.

Der Verlauf der Konferenz
Obwohl Chruschtschows massive Methode 

zu argumentieren bei zahlreichen Delegierten 
anfänglich wenig Gegenliebe fand, wurde die 
Mehrheit der Konferenzteilnehmer doch weit 
mehr schockiert durch den Zynismus, mit dem 
die Chinesen die Frage des Atomkrieges be-
handelten. Er werde kommen, sagten sie, und 
daher sei es besser, sich an den Gedanken zu 
gewöhnen. Auch wenn von den 650 Millionen 
Chinesen nur die Hälfte den Atomkrieg über-
lebe, so werde doch der Sozialismus siegen. An 
diesem Standpunkt hielten die Chinesen selbst 
gegenüber Chruschtschows Argument fest, daß 
die Vernichtung der Arbeiterklasse kein Weg 
sei, den Sozialismus aufzubauen. Hierfür fand 
Chruschtschow bei der überwiegenden Mehrheit 
der Kommunisten Verständnis, die sich nicht zu-
trauten, ihre Genossen davon zu überzeugen, 
daß die Kommunisten über den Atomkrieg zum 
Sozialismus gelangen könnten. So entschieden 
sich die meisten Konferenzteilnehmer schließ-
lich für den sowjetischen Standpunkt, obwohl 
anfänglich viele den Chinesen zugeneigt gewe-
sen waren, die sich in ideologischen Fragen viel-
fach auf Lenin berufen konnten. Bis zum Schluß 
und in vollem Umfang wurde der chinesische 
Standpunkt aber von dem albanischen Delegier-
ten Enver Hodscha vertreten, der die von der 
Sowjetunion seit Stalins Tod verfolgte Politik 

103) Vgl. Neues Deutschland (Ostberlin) vom 



völlig ablehnte und scharf verurteilte, daß ver-
sucht worden war, Jugoslawien für den Ostblock 
zurückzugewinnen.

Obwohl die überwiegende Mehrheit der Dele-
gierten sich für den sowjetischen Standpunkt 
aussprach, unterzeichnete der Führer der chine-
sischen Delegation, Staatsoberhaupt Liu Schao- 
tschi, nur unter der Bedingung, daß innerhalb 
von zwei Jahren eine neue Beratung stattfinden 
sollte, und außerdem erhielt er einige seiner ab-
weichenden Ansichten ausdrücklich aufrecht.

Die Erklärung der 81 Parteien
Angesichts der tiefgehenden Differenzen zwi-

schen den mächtigsten kommunsitischen Par-
teien, die fortbestehen werden, solange der Kon-
flikt zwischen den Nationalstaaten Sowjet-
union und China andauert, wird eine Interpre-
tation des Wortlauts der Erklärung allein nicht 
zu befriedigenden Ergebnissen führen. Wenn in 
der Erklärung die Einheit und Geschlossenheit 
der kommunistischen Parteien übermäßig be-
tont sind, so sollen die tiefen Risse verdeckt 
werden, die im „Friedenslager“ aufgetreten sind 
und die das Ansehen der sowjetischen Partei 
schmälerten. Dieses Ansehen wurde weiter ram-
poniert durch die Tatsache, daß eine kleine Par-
tei wie die Albanische sich erlaubte, die Politik 
der großen KPdSU in Grund und Boden zu ver-
dammen.

Die Erklärung spiegelt einerseits wieder, daß 
der sowjetische Standpunkt vor allem in den 
Fragen der Unvermeidlichkeit des Krieges und 
des Atomkrieges von der überwältigenden Mehr-
heit der Delegierten unterstützt worden ist.

Gegen die chinesische Praxis, Differenzen mit 
der KPdSU öffentlich oder auf Tagungen der 
Massenorganisationen (z. B. des Weltgewerk-
schaftsbundes im Juni 1960) zu erörtern, richtet 
sich der Passus:

„Falls bei dieser oder jener Partei Fragen 
auftauchen, die sich auf die Tätigkeit einer 
Bruderpartei beziehen, so wendet sich ihre Füh-
rung an die Führung der betreffenden Partei.“

Ebenso werden alle Handlungen verurteilt, 
die die Einheit der kommunistischen Weltbewe-
gung untergraben könnten, womit die chine-
sische Fraktionstätigkeit abgelehnt worden ist.

Andererseits ist der Erklärung zu entnehmen, 
daß den Chinesen einige Konzessionen gemacht 
worden sind. Darauf deuten z. B. die scharfe 
Sprache gegenüber den Vereinigten Staaten von 
Amerika und Jugoslawien, das Fehlen eines Hin-
weises auf Verhandlungen mit den Vertretern 
des Kapitalismus und die Betonung des Kamp-
feswillens der kommunistischen Parteien hin, 
die zum Ausdrude kommt in Wendungen wie:

„Der Kurs auf die friedliche Koexistenz be-
deutet Mobilisierung der Massen, tatkräftige 
Aktionen gegen die Feinde des Friedens“ 
oder

“Bei friedlicher Koexistenz entstehen günstige 
Möglichkeiten zur Entfaltung des Klassenkamp-
fes in den kapitalistischen Ländern und der na-
tionalen Befreiungsbewegung der Völker in den 
kolonialen und abhängigen Ländern.“

Einig geworden sind sich die kommunistischen 
Parteien in der Definition eines neues Staats-
typs, des „unabhängigen Staates nationaler De-
mokratie“, der als Übergangsform ehemaliger 
Kolonialländer zu einer nicht-kapitalistischen 
Entwicklung gedacht ist. Diese Staaten der na-
tionalen Demokratie sollen materiell und mo-
ralisch unterstützt werden.

Was in der Erklärung nicht erscheint, ist der 
chinesische Protest gegen die unbegrenzte Fort-

Zusammenfassung
Dem Wortlaut nach sind die Prinzipien des 

proletarischen Internationalismus seit Stalins 
Tod unverändert geblieben. Sie haben jedoch 
dazu dienen müssen, sowohl die Versöhnungs-
schritte gegenüber Jugoslawien zu begründen als 
auch die militärische Intervention in Ungarn zu 
rechtfertigen. Im Namen des proletarischen In-
ternationalismus haben die Kommunisten so-
wohl die jugoslawischen Führer wieder als Ver-
räter an der Arbeiterklasse verdammt, als auch 
die Risse zu verdecken versucht, die der bisher 
ungelöste sowjetisch-chinesische Konflikt her-
vorgerufen hat.

Die Prinzipien des proletarischen Internatio-
nalismus haben sich damit als biegsame Werk-
zeuge der sowjetischen Außenpolitik erwiesen. 
Das Zentralkomitee der KPdSU wird sie auch 
künftig benutzen müssen, wenn es die sowjeti-
sche Hegemonie im Weltkommunismus wieder-
herstellen will, als deren wirksamster Opponent 
innerhalb des sowjetischen Machtbereichs sich 
Gomulka noch auf der 40. Jahrfeier der Okto-
berrevolution erwiesen hat, der jedoch inzwi-
schen einem größeren — Mao Tse-tung — Platz 
gemacht hat.

Die sowjetische Politik wird ihre Tendenzen, 
die Einheit des „sozialistischen Lagers“ zu festi-
gen, in der nächsten Zeit beibehalten. Ob es ihr 
aber gelingt, im Weltkommunismus den Grad 
der Einheitlichkeit herzustellen, den Stalin er-
zwungen hatte, scheint zweifelhaft. Sowohl die 
Ereignisse der Jahre 1953 bis 1956 als auch die 
erniedrigenden Angriffe aus den eigenen Rei-
hen, denen sich die KPdSU im Jahre 1960 aus-

dauer der Koexistenzpolitik sowie ihre Forde-
rung, innerhalb von zwei Jahren auf einer neuen 
Konferenz die Ergebnisse dieser Politik zu über-
prüfen.

Welche Ergebnisse der Koexistenzpolitik sind 
zu erwarten? Die Kommunisten werden ver-
suchen, die Entwicklungsländer in den „Völker-
kampf für den Frieden“ einzuspannen, d. h. für 
die kommunistische Front gegen den Westen zu 
gewinnen. Im Westen selbst haben die Kommu-
nistischen Parteien allerdings nur geringe Aus-
sichten mit der Volksfrontlinie, die innenpoli-
tisch der Politik der friedlichen Koexistenz ent-
spricht, innerhalb der beiden nächsten Jahre 
nennenswerte Erfolge zu erzielen. Daher ist zu 
erwarten, daß die sowjetische Politik, um den 
Forderungen der Chinesen nach einer aggressi-
veren Linie zu genügen, auf ein Gebiet auswei-
chen wird, wo die Kommunisten ein wertvolles 
Faustpfand besitzen: Berlin.

gesetzt sah, stehen einer den Russen günstigen 
Prognose entgegen.

In Osteuropa konnte die sowjetische Hege-
monie nur durch Eingreifen der Roten Armee 
wiederhergestellt werden. In anderen westlichen 
Ländern drohte die Einheit der kommunistischen 
Bewegung zu zerbrechen. In Asien hat zwar die 
Anhängerschaft des Kommunismus bedeutend 
zugenommen, aber es entstand zugleich ein Fak-
tor, der die sowjetische Position im proletari-
schen Internationalismus schwer bedroht: das 
kommunistische China. Die Ereignisse des Jah-
res 1960 und Chruschtschows verhülltes Ge-
ständnis vom Januar 1961, „Es gibt zwischen 
sozialistischen Ländern keine unlösbaren 
Widersprüche", haben Bucharins Satz, nationale 
Rivalitäten seien zwischen kommunistischen 
Staaten unmöglich, erneut ad absurdum ge-
füh 105rt ).

105) Vgl. Chruschtschows Rede vom 6. Januar 
1961 in »Probleme des Friedens Und des Sozialis-
mus“, Heft 1/1961, S. 10.
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